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EDITORIAL

dr. bernd Jürgen schneider
Hauptgeschäftsführer stgb nrW

digitalisierung. Kaum ein begriff bietet in diesen tagen 

eine größere Projektionsfläche. Wirtschaft, arbeit, Verkehr, 

unsere art zu leben - der sog der digitalen revolution erfasst

alles. und zwar in rasender geschwindigkeit. schon das

smartphone hat unseren alltag in nur wenigen Jahren 

komplett verändert. es war vermutlich nur der auftakt.

den fundamentalen umwälzungen wird sich niemand 

entziehen können. städten und gemeinden ist das längst

bewusst. in der umfrage „Zukunftsradar digitale 

Kommune“ haben 91 Prozent der Kommunen dem thema

digitalisierung einen herausragenden stellenwert

zugewiesen. 

nun gilt es, die Herausforderung anzugehen. die aufgabe 

ist gewaltig. die Chancen sind es auch. Wer sich der neuen

technischen Möglichkeiten klug bedient, kann - um nur 

einige beispiele zu nennen - den Verkehrsfluss optimieren,

stromnetze bedarfsgerecht steuern und nicht zuletzt den

service der Verwaltung noch bürgernäher gestalten. all das

verspricht mehr lebensqualität in städten und gemeinden.

Mit Versprechungen allein ist jedoch nichts erreicht. 

digitalisierung bedeutet nicht nur Chance, sondern auch

Verpflichtung. bund und land müssen die Voraussetzungen

in der infrastruktur schaffen. Wirtschaft und gesellschaft

sind dringend auf eine Versorgung mit breitband-

datennetzen auf glasfaser-basis angewiesen. noch vor 

wenigen Wochen zeigte eine studie beispielhaft auf, wie 

viel noch zu tun ist. „g4-netz in deutschland schlechter 

als in albanien“, titelten die Medien. 

umso mehr braucht es jetzt tempo und entschlossenheit.

nrW macht dabei fortschritte. das land hat eine 

ambitionierte digitalisierungsstrategie vorgelegt. dazu

zählt ein förderprogramm mit fünf digitalen 

Modellregionen. sie sollen digitalisierung in den

bereichen „Öffentliche Verwaltung - egovernment“ und

„stadtentwicklung“ vorantreiben. 

Was das in der Praxis bedeutet, zeigen eindrucksvoll die 

leitkommunen Paderborn und soest. ihre beispiele zeigen,

welche innovationskraft städte und gemeinden entfalten

können, wenn man sie denn lässt. nun gilt es, den 

Wissens- und ergebnistransfer zu organisieren. einen 

digitalen entwicklungsschub können wir nur erwarten,

wenn erfolgreiche ideen aus den Modellregionen 

systematisch in die fläche transferiert werden. eine 

digitale Zukunft kann es nur mit allen städten und 

gemeinden geben. 

Digitale Chancen ergreifen 

die fachzeitschrift für Kommunal- und
landespolitik in nordrhein-Westfalen

STÄDTE- UND GEMEINDERAT
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BÜCHER UND MEDIEN

Stiftungen in Westfalen
Atlas von Westfalen 2, v. Rudolf Grothues, hrsg. v. d.
Geographischen Kommission für Westfalen des Land-
schaftsverbandes Westfalen-Lippe (LWL), 32 S., 9,95
Euro, ISBN 3-402-14971-3

der zweite band des „atlas von Westfalen“
widmet sich den stiftungen und ausgewähl-
ten Vermögensverhältnissen in Westfalen. die
tradition der gemeinnützigen stiftungen wird
ebenso vorgestellt wie deren unterschiedliche
Ziele. ein besonderes augenmerk liegt auf den
bürgerstiftungen, die seit rund 20 Jahren vor
allem das bürgerschaftliche engagement in

den Kommunen fördern. der atlasband stellt zudem alle 1.354 ge-
meinnützigen stiftungen in den 231 städten und gemeinden West-
falens in einer Karte dar. eine weitere Karte zeigt die Millionärsdichte
in Westfalen.

Beleuchtung von
Sportstätten 
Energiesparendes Licht für Halle und
Platz, hrsg. v. d. EnergieAgentur.NRW, 21
x 29,7 cm, 20 S., kostenlos zu bestellen
oder im Internet herunterzuladen unter
https://broschueren.nordrheinwestfalen-
direkt.de 

die 7.000 sporthallen, 4.700 groß-
spielfelder, mehr als 1.000 bäder und
weitere sondersportstätten in nord-
rhein- Westfalen bergen ein enormes
energieeinsparpotenzial. insbesondere bei der beleuchtung ist der
energieverbrauch enorm. die broschüre zeigt Wege auf, wie die be-
leuchtung von sportstätten auf den technisch neuesten stand zu
bringen und damit energiekosten drastisch zu senken sind. die bro-
schüre eignet sich vor allem für Kommunen und sportvereine, für die
energiekosten eine erhebliche finanzielle belastung darstellen.

Jahrbuch 2019 
Demokratie gemeinsam gestalten, hrsg. v. d.
Stiftung Mitarbeit, 16,5 x 21,9 cm, 74 S., kos-
tenlos im Internet zu bestellen oder herunter-
zuladen unter www.mitarbeit.de 

das Jahrbuch informiert über die 2019 ge-
planten aktivitäten und Vorhaben der stif-
tung Mitarbeit. es ist nach thematischen
schwerpunkten gegliedert: „Partizipative
demokratie in der bürgerkommune - betei-

ligung und Zivilgesellschaft stärken“, „demo-
kratie für alle - Zugänge für beteiligung und engagement eröffnen“,
„demokratisch handeln: Vereinsarbeit, selbstorganisation und empower-
ment“, „demokratie auf bestellung - bestellseminare und beratung zu en-
gagement, umgang mit Konflikten“ sowie „demokratie starten -
förderprogramme“. 

Bücher 33                      Europa-News 36      
Foto: Raimundas - Fotolia
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NACHRICHTEN

35 neue Talentschulen in 
Nordrhein-Westfalen 
Mit beginn des schuljahres 2019/2020 gehen in nrW 35 soge-
nannte talentschulen an den start. dabei handelt es sich um ein-
richtungen in sozial schwachen regionen, die von der landesre-
gierung gefördert werden. Ziel sei es, so nrW-bildungsministerin
Yvonne gebauer, „den bildungserfolg der Kinder und Jugendli-
chen von ihrer sozialen Herkunft und den einkommensverhält-
nissen des elternhauses zu entkoppeln“. Zu den schulen, die sich
ab sommer mit neuem Profil präsentieren, gehören die städti-
sche sekundarschule Ahlen, die Willy-brandt-gesamtschule Berg-
kamen, die ganztagshauptschule Hückelhoven ii, die Profilschule
Lünen, die gesamtschule Siegburg, die realschule am oberen
schloss Siegen und die losbergschule Stadtlohn.

Förderung von Kulturzentren 
auf dem Land
die Kultur im ländlichen raum von nrW soll gestärkt werden. dafür
hat das nrW-Ministerium für Kultur und Wissenschaft das förder-
programm „dritte orte - Häuser für Kultur und begegnung in länd-
lichen räumen“ vorgestellt. Mit dem Programm sollen entwicklung
und umsetzung neuer Konzepte für die kulturelle infrastruktur auf
dem land unterstützt werden. Ziel ist es, bibliotheken, Volkshoch-
schulen oder zentrale orte, in denen es raum für kulturelle Veran-
staltungen, Vernetzung und begegnungen mit literatur, Musik,
theater und tanz gibt, zu regionalen ankerpunkten auszubauen.
das neue förderprogramm in Höhe von 9,75 Mio. euro soll bis 2023
laufen.

Gesellschaft zur Reaktivierung 
einer Bahnstrecke
der rat der stadt Kamp-Lintfort hatte ende 2018 grünes licht für
die gründung der niederrheinbahn gmbH gegeben. ende Januar
2019 haben die stadt und die r.a.t.H. gruppe aus düren ihre wei-
tere Zusammenarbeit besiegelt. die neue gesellschaft soll als ei-
senbahninfrastruktur-unternehmen die eisenbahntrasse von
Kamp-lintfort bis zum bahnhof rheinkamp in Moers sanieren und
damit die Voraussetzungen für einen erneuten anschluss an das
bahnnetz schaffen. nach derzeitiger Planung sollen 2021 wieder
Züge fahren. 

Mehr Kinder aus Zuwandererfamilien
in Betreuung
fast jedes dritte Kita-Kind in nrW hat einen Migrationshinter-
grund. Wie information und technik nrW als statistisches lan-
desamt mitteilte, besuchten im März 2018 583.074 Kinder unter
sechs Jahren eine Kindertagesbetreuung. davon hatten 182.624
Kinder mindestens ein elternteil, das nicht in deutschland gebo-
ren wurde. in den städten gelsenkirchen und duisburg war der
anteil mit knapp 51 respektive 47 Prozent am höchsten, im Kreis
Coesfeld mit knapp elf Prozent am geringsten. bei etwa jedem
vierten Kita-Kind wird den angaben zufolge zu Hause überwie-
gend nicht deutsch gesprochen. 

                      E  Gericht in Kürze  37 
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städte und gemeinden erkennen die Chancen der 
Digitalisierung zur Verbesserung der lebensverhältnisse,
müssen aber noch viel tun, bis alle Verwaltungsleistungen
elektronisch bereitstehen

Digitalisierung der Kommunalverwaltungen 

ie rasante entwicklung im bereich der digitali-
sierung bietet städten und gemeinden viele

Chancen, stellt sie aber auch immer wieder vor neue
Herausforderungen. der Prozess der digitalisierung
wirkt sich in allen bereichen der Kommunalverwal-
tung aus. dabei stehen die Kommunen mit ihrem
umfassenden aufgabenkatalog vor viel größeren auf-
gaben als manche unternehmen wie beispielsweise
sparkassen, die nur eine begrenzte anzahl von leis-
tungen anzubieten haben. ebenso müssen Ängste
und sorgen von Mitarbeitenden, etwa vor Jobverlust
oder mangelndem fachwissen, durch schulungen
und Ähnliches abgebaut werden.
die Chancen der digitalisierung für die Kommunen
sind groß - gerade in Zeiten des fachkräftemangels, der
sich aufgrund der demografischen entwicklung auf ab-
sehbare Zeit noch verschärfen wird. die entwicklung
des e-government ist das wichtigste Querschnitts-
thema derzeit, das alle in der Kommune betrifft. daher
ist es sinnvoll, dass Kommunen das eigene Vorgehen
mit einer digitalisierungsstrategie1  unterlegen. 

Großer Nachholbedarf durch die umfrage „Zu-
kunftsradar digitale Kommune“ hat der deutsche
städte- und gemeindebund (dstgb) mit unterstüt-
zung des städte- und gemeindebundes (stgb) nrW
herausgefunden, dass die Kommunen in deutschland
das Potenzial der digitalisierung erkannt haben.2 so
schätzen 91 Prozent der Kommunen den Mehrwert der
digitalen Veränderung als hoch oder sehr hoch ein. 

allerdings ist der nachholbedarf in diesem bereich
ebenfalls sehr groß. so schätzen nur zehn Prozent der
befragten Kommunen ihren stand der digitalisierung
als gut ein. für die überwiegende Mehrzahl gibt es in
vielen bereichen noch nachholbedarf. die umfrage
wird derzeit wiederholt,3 um herauszufinden, ob auf
diesem gebiet eine entwicklung stattgefunden hat.
sowohl auf landes- als auch auf bundesebene gibt
es aktuelle digitalisierungsbestrebungen, die durch
verschiedene gesetze sowie strategien vorangetrie-
ben werden. allerdings besteht weiterhin Verbesse-
rungsbedarf, was den Wissens- und ergebnistransfer
zwischen den beteiligten sowie die rechtlichen rah-
menbedingungen angeht.4

Meilenstein E-Governmentgesetz seit Mitte
2016 gibt es das e-governmentgesetz (egovg) in nord-
rhein-Westfalen.5 damit ist nrW einigen bundeslän-
dern wie etwa niedersachsen voraus. Wichtige
Kernpunkte des e-governmentgesetzes bedeuten
auch Verpflichtungen für die Kommunen, die teilweise
bereits umzusetzen waren. so müssen Kommunen
seit dem 01.01.2018 einen elektronischen Zugang zur
Verwaltung bereithalten (§ 3 egovg nrW). 
ebenso gibt es Vorgaben zur elektronischen Kommu-
nikation mit bürgerinnen und bürgern sowie mit un-
ternehmen (§ 4 egovg nrW) als auch zwischen den
behörden (§ 14 egovg nrW) und zur elektronischen
abwicklung von Verwaltungsverfahren (§ 5 egovg).
seit dem 01.01.2019 müssen Kommunen elektronische
bezahlmöglichkeiten anbieten (§ 7 egovg nrW) und
ab dem 01.01.2020 müssen sie in der lage sein, elek-
tronische rechnungen zu verarbeiten (§ 7a egovg
nrW).
die umsetzung des egovg nrW wird durch die arbeit
von 24 grundlagenprojekten des landes unterstützt.
in allen arbeitskreisen mit kommunalem bezug wird

D

Andreas Wohland ist
Beigeordneter für Recht,
Personal und Organisa-
tion beim Städte- und
Gemeindebund NRW

Dr. Cornelia Jäger ist 
Referentin für Kommu-
nalverfassungsrecht
beim Städte- und Ge-
meindebund NRW

DIE AUTOREN

Smart City ist auch in
Nordrhein-Westfalen
mittelfristiges
Entwicklungsziel 
der Kommunen
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die arbeit von kommunalen Praktiker(inne)n der kom-
munalen spitzenverbände begleitet. 
die nrW-landesregierung hat angekündigt, das 
e-governmentgesetz nrW grundlegend zu überar-
beiten. es soll den verpflichtenden abschluss des di-
gitalisierungsprozesses in der landesverwaltung bis
2025 festlegen - und damit zeitlich vorziehen - sowie
den geltungsbereich ausweiten. dafür werden einige
ausnahmeregelungen abgeschafft und der Kreis der
beteiligten behörden wird deutlich erweitert. der ge-
setzentwurf soll dem landeskabinett noch im ersten
Quartal 2019 vorgelegt werden.

E-Government-Strategie im dezember 2018 hat
die nrW-landesregierung eine e-government-stra-
tegie verabschiedet.6 damit möchte sie den eigenen
digitalisierungsprozess beschleunigen sowie die di-
gitalen service-angebote für die bürgerinnen und
bürger ausbauen. entgegen bisheriger Planung will
die landesregierung die landesverwaltung mit allen
nachgeordneten behörden bereits bis zum Jahr 2025
und nicht erst 2031 vollständig digitalisieren. 
die e-government-strategie für nordrhein-Westfalen
enthält ein bündel von Maßnahmen, um die digitali-
sierung zu beschleunigen. dabei sollen auch die vom
land nrW 2017 ins leben gerufenen fünf digitalen
Modellregionen mitwirken. Ziel der Modellkommu-
nen ist es, die systematische digitalisierung in den be-
reichen „Öffentliche Verwaltung - e-government“
sowie „stadtentwicklung“ voranzutreiben.7

das förderprogramm für digitale Modellregionen be-
findet sich bereits in der umsetzung. bisher wurden
rund 50 Projektideen mit einem finanzierungsbedarf
von 50 Mio. euro8 vorgelegt, darunter gut 25 Projekte
im bereich e-government. diese betreffen beispiels-
weise digitale bürgerserviceportale, open data-
Projekte und Pilotvorhaben bei bürgerbeteiligung. 

Gewerbe-Service-Portal.NRW Vorzeigeprojekt in
nrW soll das digitale gewerbe-service-Portal.nrW
werden. idee des nrW-Wirtschaftsministeriums ist es,
ein bürgernahes gewerbeamt zu schaffen, bei dem un-
ternehmer/innen ihr gewerbe online anmelden kön-
nen9. das Projekt wird von einem fachbeirat begleitet,
in dem Mitglieder der industrie- und Handelskam-
mern, der Handwerkskammern, des it-dienstleisters 
d-nrW, des einheitlichen ansprechpartners sowie der
kommunalen spitzenverbände vertreten sind. aller-
dings besteht bei der umsetzung in qualitativer Hin-
sicht derzeit noch viel Handlungsbedarf.
auch wenn die digitalisierungsbestrebungen in
nordrhein-Westfalen vorankommen, gibt es weiter-
hin Verbesserungsbedarf. so ist bislang der Wissens-
und ergebnistransfer zwischen land und Kommunen
- vor allem mit blick auf die Modellkommunen - noch
nicht gewährleistet. ebenso fehlt es immer wieder 
an abstimmung zwischen einzelnen ressorts und 
arbeitsgruppen im land. dies ist freilich zum teil 

der Komplexität des themas sowie der Vielzahl der
beteiligten geschuldet.

Nur einmal Dateneingabe darüber hinaus müs-
sen die rechtlichen rahmenbedingungen angepasst
werden. daten von bürgerinnen und bürgern sollen
zukünftig nur einmal anzugeben sein (once only-
Prinzip), um sie dann mit freigabeerklärung für wei-
tere Verwaltungsvorgänge zu nutzen. ebenso ist die
untersuchung der landesgesetze auf authentifizie-
rungs-anforderungen - das sogenannte normen-
screening - abzuwarten. 2019 wird der Cio der
landesregierung dem nrW-landtag dazu berichten,
inwieweit das schriftformerfordernis oder die Pflicht
zum persönlichen erscheinen in landesgesetzen oder
-verordnungen weiterhin erforderlich ist oder durch
einfache Verfahren der authentifizierung ersetzt wer-
den respektive ganz entfallen kann.
abgeschlossen ist das Pilotvorhaben „Modellkom-
mune e-government“ des bundesinnenministeriums,
das von 2014 bis 2016 gemeinsam mit den kommuna-
len spitzenverbänden durchgeführt wurde. bei diesem
Wettbewerb hatten sich aus nrW die städte güters-
loh und düren sowie die bewerbergemeinschaft 
ibbenbüren durchgesetzt. die ergebnisse und Projekt-
berichte sind inzwischen publiziert und können ande-
ren Kommunen als beispiel guter Praxis dienen.10

Druck durch Onlinezugangsgesetz seit august
2017 ist das onlinezugangsgesetz (oZg) in Kraft.11 § 1
absatz 1 oZg verpflichtet bund und länder, ihre Ver-
waltungsleistungen auch elektronisch über Verwal-
tungsportale anzubieten. dies bedeutet, dass die 575
vom bund identifizierten Verwaltungsleistungen bis
ende 2022 digitalisiert sein müssen. ob auch die Kom-
munen aus dem gesetz direkt verpflichtet sind, ist
umstritten.12 allerdings müssen sich die Kommunen
ebenso mit dieser Verpflichtung auseinandersetzen,
da eine Vielzahl der Verwaltungsleistungen von der
kommunalen ebene zu erbringen ist.13 

ausgearbeitet werden sollen die diversen Verwal-
tungsleistungen in 14 digitalisierungslaboren des
bundes, in denen best Practice-beispiele entwickelt
werden sollen, die auf andere Kommunen übertrag-
bar sind. Konkret sollen Konzepte erarbeitet werden,

In der Stadt 
Paderborn haben
auch Bürgerinnen

und Bürger Ideen für
die digitale Zukunft

entwickelt 
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1 Zur digitalstrategie der landesre-
gierung: www.digitalstrategie.nrw . 
2 Zukunftsradar digitale Kommune,
ergebnisbericht zur umfrage 2018,
abrufbar unter www.dstgb.de . 
3 Vgl. stgb nrW-Mitteilung vom
07.01.2019 – umfrage „Zukunfts-
radar: digitale Kommune 2019“.
4 die ausführungen orientieren
sich an dem Vortrag „aktuelles zur
digitalisierung der Kommunalver-
waltungen“ von dr. Cornelia Jäger
im rahmen der Kommunalverfas-
sungsrechtlichen symposien des
städte- und gemeindebundes
nrW im november/dezember
2018.
5 gesetz zur förderung der elektro-
nischen Verwaltung in nordrhein-
Westfalen (egovg nrW) vom
08.07.2016, gV. nrW. s.551ff.
6 Vgl. Pressemitteilung  des MWi-
de nrW vom 20.12.2018, abruf-
bar unter
https://www.land.nrw/de/
pressemitteilung/landesregierung-
verabschiedet-e-government-
strategie-und-buendelt-die-kom-
petenzen ; dazu stgb nrW-Mit-
teilung vom 16.01.2019;  
7 Mehr informationen unter
www.wirtschaft.nrw/digitale-
modellregionen . 
8 das gesamtfördervolumen für
den Zeitraum von 2018 bis 2021
beträgt 91 Mio. euro. 
9 Mehr informationen unter
www.gewerbe.nrw . 
10 ergebnisse abrufbar unter:
www.verwaltung-innovativ.de ;
insb. das „Kochbuch e-govern-
ment („Wie kommunales e-go-
vernment doch gelingt - ein
Kochbuch für Praktiker“)“.
11 gesetz zur Verbesserung des
onlinezugangs zu Verwaltungs-
leistungen  (onlinezugangsge-
setz - oZg), bgbl. i s. 3122, 3138.
12 Vgl. umfassend zur fragestel-
lung berger, dÖV 19/2018, 799 ff.
13 so auch berger, dÖV 19/2018,
799 (800).
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mit denen die städte und gemeinden an ihre kom-
munalen rechenzentren herantreten können, um die
ergebnisse auch in ihren Kommunen umzusetzen.
Zunächst will man sich auf Verwaltungsverfahren
mit großen fallzahlen konzentrieren, weil eine digi-
talisierung aller leistungen in einem solch kurzen
Zeitraum nicht möglich erscheint.

Pflicht zum Portalverbund das oZg sieht in § 1
absatz 2 zudem eine Verpflichtung von bund und
ländern vor, ihre Verwaltungsportale zu einem Por-
talverbund zu verknüpfen. damit soll es bürgerin-
nen und bürgern ermöglicht werden, eine online
zugängliche Verwaltungsleistung der zuständigen
behörde zu finden - ganz gleich über welches Portal
(bund/land/Kommune) danach gesucht wird. nrW
hat für die Verknüpfung von Portalen bereits eine ei-
gene lösung erarbeitet, bei dem die bestehenden
kommunalen Portale respektive bürger-service-Por-
tale mit dem landes- und bundesportal verbunden
werden. 
dazu sollen leistungsbeschreibungen aus dem Kata-
log der Verwaltungsvorgänge (leiKa) über intelli-
gente links mit speziellen Kennzeichen (tags) mit
den angebotenen online-Verwaltungsleistungen
verbunden werden. die Verwaltungssuchmaschine
kann dann jede Verwaltungsleistung anhand der
tags im internet lokalisieren und so den bürger oder
die bürgerin zum richtigen Verwaltungsportal und
zur richtigen Verwaltungsleistung führen. ein nach-
weis der realisierbarkeit - sogenannter Proof of Con-
cept - wurde bereits erbracht. dem städte- und
gemeindebund nrW war dabei immer wichtig si-
cherzustellen, dass kommunal bereits entwickelte
lösungen auch zukünftig nutzbar sind. 

Bund spät am Start insgesamt hat der bund mit sei-
nen digitalisierungsbestrebungen vergleichsweise
spät begonnen. Während einzelne Kommunen schon
viele Verwaltungsleistungen digitalisiert sowie bürger-
service-Portale eingerichtet haben, versucht der bund
nun über die digitalisierungslabore, die digitalisie-
rungsbestrebungen zu unterstützen. dabei muss ins-
besondere verhindert werden, dass es mangels
Wissens- und ergebnistransfers zu Parallelarbeit ande-
rer Verwaltungsebenen kommt. 
das auf bundesebene durchgeführte normenscree-
ning war nicht sonderlich erfolgreich. es wurden gut
3.000 fälle von schriftformerfordernis in bundesgeset-
zen und -verordnungen festgestellt. nach einschät-
zung der bundesministerien sind davon aber lediglich
drei Prozent entbehrlich und knapp 80 Prozent unver-
zichtbar. auf diesem Wege ist es schwerlich möglich,
den Weg der Verwaltungsdigitalisierung erfolgreich zu
beschreiten.

Umsetzung vor Ort die Kommunen dürfen sich
von der unterschiedlich schnell verlaufenden ent-

wicklung und dem mangelnden transfer der ergeb-
nisse nicht entmutigen lassen. Vielmehr muss die be-
deutung des themas digitalisierung insbesondere
auch von der Verwaltungsspitze erkannt - und es
muss dem thema Priorität eingeräumt werden. 
sinnvoll ist dabei, eine eigene digitalisierungsstra-
tegie zu entwickeln. dabei erfolgt zum einen eine
bestandsanalyse und der status quo wird dokumen-
tiert. Zum anderen sollten in der strategie gemein-
same Ziele von Verwaltung und Politik erarbeitet
werden.14  Wo soll die Kommune wann stehen, wel-
che Mittel müssen dafür bereitgestellt werden?
im besten falle sollte eine solche digitalstrategie
unter beteiligung der bürgerschaft vor ort entwickelt
werden, wie etwa in Paderborn geschehen.15 darüber
hinaus sollten städte und gemeinden den Prozess
der digitalisierung ihrer Kommunalverwaltung vo-
rantreiben - unabhängig davon, welche entwicklun-
gen sich auf bundes- oder landesebene vollziehen. 

Ergebnistransfer beschleunigen der städte-
und gemeindebund nrW wird sich weiter vehement
dafür einsetzen, dass alle städte und gemeinden im
land die Chancen der digitalisierung nutzen können.
Hierzu bedarf es eines raschen ergebnistransfers aus

den unterschiedlichen Modellprojekten in die fläche.
auch die umsetzungsschritte beim oZg müssen für
alle Kommunen so dokumentiert werden, dass gute
lösungsansätze von allen interessierten Kommunen
übernommen werden können. außerdem ist wichtig,
ein niedrigschwelliges beratungsangebot für die
städte und gemeinden bereitzustellen. 
Hinsichtlich der digitalisierung ist die ausgangslage
in der kommunalen familie äußerst unterschied-
lich. dies betrifft die finanzielle ausstattung, den
fortschritt bei der digitalisierung oder das Vorhan-
densein geeigneter Partner vor ort. es darf nicht
sein, dass den Kommunen die Chancen der digita-
lisierung nur je nach finanzlage offenstehen. damit
würde man sämtliche Möglichkeiten blockieren,
welche die digitalisierung gerade für die Herstel-
lung gleichwertiger lebensverhältnisse im land 
eröffnet. ◼

14 als hilfreiche blaupausen kön-
nen dafür digitalstrategien ande-
rer Kommunen herangezogen
werden.
15 Vgl. die digitalstrategie der
stadt Paderborn und ihr entste-
hungsprozess, abrufbar unter
www.paderborn.de .

Obwohl nach 
der Umfrage 
„Zukunftsradar
Kommune“ 90
Prozent der 
Kommunen große
Chancen in der
Digitalisierung
sehen, haben 90
Prozent noch
keine Strategie
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er fortschritt bei der digitalisierung ist längst
einer der wichtigsten standortfaktoren. ohne

schnelles internet verzweifeln gewerbetreibende
ebenso wie Privatleute. anwohner wie auswärtige
erwarten, dass städte ihre Verkehrs- und Parkleitsys-
teme mit moderner technologie optimieren. eltern
finden es befremdlich, wenn sie für die berechnung
des Kita-beitrags ihren steuerbescheid ins rathaus
tragen müssen. 
nur drei beispiele, die zeigen: die große Chance für
die Kommunalverwaltungen, durch einsatz digitaler
technik besser und schneller zu werden, ist zugleich
eine riesige Herausforderung. bürgerinnen und bür-
ger, unternehmerinnen und unternehmer erwarten
unkomplizierte und serviceorientierte Ämter, die im
digitalen Zeitalter ankommen. sie erwarten intelli-
gente kommunale dienstleistungen, wollen in smart
Cities leben. 
auf dem Prüfstand steht in dieser umbruchphase
daher vor allem auch die leistungsfähigkeit öffentli-
cher Verwaltung. belege dafür finden sich in den vie-
len hundert rückmeldungen auf den entwurf der
digitalstrategie, die die nrW-landesregierung im
vergangenen Jahr vorgestellt hat. die rund 70 seiten
starke „strategie für ein digitales nordrhein-Westfa-
len“ setzt einen schwerpunkt darin, wie Verwaltung
im dienste des gemeinwesens modernisiert werden
kann. 

Öffentliche Diskussion im rahmen einer breiten
bürgerbeteiligung wurde das Papier über mehrere

Das land will die elektronische Verwaltung auf allen ebenen voranbringen 
und fördert fünf modellregionen, damit diese übertragbare e-government-
sowie smart City-lösungen erarbeiten

Bedeutung der Kommunen für die
Digitalstrategie des Landes NRW 

Wochen zur diskussion gestellt, unter anderem in
einem Web-forum. auf unsere dortige frage, welche
behördengänge die bürgerinnen und bürger gerne
online erledigen würden, lautete die mit abstand
häufigste antwort ebenso lapidar wie unmissver-
ständlich: „alle!“
dieser anspruch steht vielerorts im Kontrast zur
realität. erst kürzlich kam eine bundesweite be-
standsaufnahme des deutschen städte- und ge-
meindebundes, wie weit die Kommunen bei der
digitalisierung sind, zu ernüchternden ergebnissen.
schleppender breitbandausbau und kein flächende-
ckendes öffentliches Wlan sind demnach die gra-
vierendsten digital-Mängel. Jede dritte Kommune
gab an, wenige oder gar keine dienstleistungen on-
line anzubieten. 
besonders Kommunen unter 50.000 einwohnern
gehen laut der untersuchung kaum auf die digitalen
bedürfnisse ihrer bürgerinnen und bürger ein. diese
bedürfnisse entspringen dem Wunsch nach umfas-
sender teilhabe an der gesellschaftlichen und beruf-
lichen gegenwart. schnelles internet ist heutzutage
die Voraussetzung dafür. 

Ausbau der Datennetze Hochleistungsnetze sind
unverzichtbar, um für neuansiedlungen von unter-
nehmen und insbesondere der digitalen Wirtschaft in
frage zu kommen; um den umbau der bislang analog
geführten unternehmen zu gewährleisten; um die
Möglichkeiten der digitalen gesundheits- und ener-
gieversorgung dauerhaft nutzen zu können. nicht zu-

Prof. Dr. Andreas
Pinkwart ist nrW-
Minister für Wirt-
schaft, innovation,
digitalisierung
und energie

DER AUTOR

Mit ihrer Digitalisie-
rungsstrategie will die
nordrhein-westfälische
Landesregierung das
Land umfassend mo-
dernisieren
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letzt sind die Hochleistungsnetze die basis für einen
flächendeckenden ausbau des neuen Mobilfunkstan-
dards 5g, für den nordrhein-Westfalen ab 2020 leit-
markt innerhalb deutschlands werden möchte.
schnelles, zukunftsfestes internet ist eine wesentli-
che Voraussetzung für fast alle themen der nord-
rhein-westfälischen digitalstrategie: Wirtschaft und
arbeit, bildung und Kultur, Mobilität, gesundheit
sowie energie. deshalb sieht der gigabitMaster-
plan.nrW der landesregierung vor, bis 2025 überall
in nordrhein-Westfalen breitband-netze zu knüpfen,
die gigabitgeschwindigkeit ermöglichen - auch im
ländlichen raum. 
Priorität genießen die gewerbegebiete und schulen.
Mindestens fünf Milliarden euro wird das land in den
kommenden Jahren für den ausbau gigabitfähiger di-
gitaler infrastrukturen mobilisieren. Vorrang hat je-
doch der marktgetriebene ausbau der netze.
grundsätzlich obliegt der ausbau den netzbetrei-
bern, auch denen in kommunaler trägerschaft. die
unternehmen verfügen über das erforderliche Know-
how, ausreichende Planungskapazitäten und die not-
wendigen finanziellen ressourcen.

Beratung für Kommunen Wo kein marktgetrie-
bener ausbau stattfindet, liegt die Verantwortung für
die erschließung von unterversorgten gebieten vor-
rangig bei den kommunalen gebietskörperschaften.
für die städte und gemeinden, die die Weichen in
richtung Zukunft stellen, hat das land umfassende
beratungsangebote aufgebaut.
das Kompetenzzentrum gigabit.nrW unterstützt die
städte und Kreise bei der initiierung, Konzeption und
organisation von breitbandprojekten, und die fünf
geschäftsstellen gigabit.nrW bei den bezirksregie-
rungen begleiten die Kommunen beim geförderten
ausbau. sie bewilligen auch anträge für ergänzende
landesmittel.
in jedem der fünf regierungsbezirke arbeitet seit
dem vergangenen Jahr eine digitale Modellregion

daran, ein servicefreundliches digitales bürgerbüro
mit leistungsstarken it-infrastrukturen aufzu-
bauen. bis 2020 soll in allen Modellkommunen
auch ein digitales gewerbeamt als „single point of
contact“ für die unternehmen eingerichtet sein.
außerdem entwickeln Paderborn, aachen, gelsen-
kirchen, soest und Wuppertal moderne smart-City-
lösungen.
die fünf Modellregionen fungieren als entwick-
lungslabore: ihre erfolgreichen lösungen sollen auf
andere städte und gemeinden übertragbar sein.
für die umsetzung des Projekts sind bis 2021 lan-
desmittel in Höhe von insgesamt 91 Millionen euro
vorgesehen. bei entsprechendem engagement aus
der Wirtschaft kommt ein deutlich zweistelliger
Millionenbetrag für digitale Projekte hinzu. 

Identifikation per App Wer in gelsenkirchen
wohnt, kann etwa bald bequem von zuhause den
neuen Personalausweis oder elterngeld beantragen.
Möglich macht das eine mobile app, mit der rund
600 kommunale dienstleistungen digitalisiert wer-
den - behördengänge werden überflüssig. Pin, fin-
gerabdruck und sMs-abfrage machen das Verfahren
sicher. die entwicklung dieser „smartphone-bürger-
id“ fördert das land mit 3,8 Millionen euro. falls sie
sich bewährt, können andere städte dieses identifi-
kationsverfahren übernehmen.
einige wichtige rechtliche rahmenbedingungen für
die digitalisierung von dienstleistungen der Verwal-
tung sind bereits vorhanden, etwa das e-govern-
ment-gesetz (egovg) in nordrhein-Westfalen oder
die bundesgesetze zum elektronischen rechtsver-
kehr sowie zum onlinezugang. ein open-data-ge-
setz und die technischen grundlagen zur
umfassenden Veröffentlichung wichtiger struktur-
daten und raumbezogener fachdaten (geodaten)
von Kommunen und land folgen noch in diesem Jahr
und bauen das im bundesweiten Vergleich bereits
sehr umfassende open data angebot nordrhein-
Westfalens weiter aus. 
der Zugang zu den offenen Verwaltungsdaten er-
folgt über das open.nrW-Portal als zentralem Kno-
ten für Verwaltung und Wirtschaft sowie
bürgerinnen und bürger. darüber hinaus bauen un-
sere entfesselungsgesetze möglichst alle Hürden
ab, die der digitalisierung unnötigerweise im Weg
stehen.

Land geht vorantrotzdem funktioniert der umbau
zur digitalen Verwaltung nicht von heute auf mor-
gen. er braucht geduld, anstrengung und strategie.
die landesregierung hat ihre digitalstrategie ressort-
übergreifend angelegt, alle Ministerien ziehen an
einem strang. das gilt auch für unsere eigenen Haus-
aufgaben: das land digitalisiert bis 2025 seine kom-
plette binnenorganisation, zudem werden die
bürgerkontakte mit landesbehörden (steuerverwal-

Um die Chancen der Digitalisierung zu nutzen, müssen
Breitband-Datennetze auch im ländlichen Raum schneller
ausgebaut werden
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tung, gewerbeanzeigen, bafög-anträge etc.) sukzes-
sive auf elektronische Verfahren umgestellt und vor-
handene Verfahren verbessert.
die digitalisierung macht Verwaltungsabläufe nicht
nur schneller und unkomplizierter, sie ermöglicht
auch ein grundlegend neues Verhältnis zwischen Ver-
waltung und bürgerinnen und bürgern. sie erlaubt
den städten und gemeinden, informationen und
daten schneller und besser aufbereitet zur Verfü-
gung zu stellen. und sie ermöglicht einen orts- und
zeitunabhängigen dialog und neue formen der part-
nerschaftlichen Zusammenarbeit etwa bei Quartiers-
oder Verkehrsplanungen. 
open government nennen wir dieses offene regie-
rungs- und Verwaltungshandeln, das auf transparenz
und teilhabe setzt. seine realisierung erfordert nicht
nur neue technische Möglichkeiten, sondern auch
einen Kulturwandel in der öffentlichen Verwaltung.
Mein Wunsch ist, dass alle gebietskörperschaften bei
der aufholjagd für ein digitales nordrhein-Westfalen
an einem strang ziehen. die landesregierung strebt
dazu eine enge Partnerschaft mit den Kommunen an.
aktuell zum beispiel durch gemeinsame arbeitsstruk-
turen zur umsetzung des onlinezugangsgesetzes. 

Verfahren skalierbar ein wesentliches Merkmal
der digitalisierung ist, dass Verfahren - einmal ent-
wickelt und bewährt - fast unbegrenzt skalierbar
sind. nicht überall muss jedes rad neu erfunden wer-
den. daher lautet mein appell an die städte und ge-
meinden, voneinander zu lernen und gemeinsam
unser land als zukunftsfähigen, lebenswerten top-
standort für Menschen und unternehmen auszu-
bauen. 
eine smart City braucht neben anderem eine offene,
ehrgeizige Verwaltung mit intelligenten dienstleis-
tungen: das zieht neue unternehmen an, begeistert
neubürgerinnen und neubürger und macht die Kom-
munalverwaltung als arbeitgeber für schlaue Köpfe
von morgen attraktiv. dabei unterstützt ihre landes-
regierung sie nach Kräften. ◼

as nrW-Ministerium für Wirtschaft, innova-
tion, digitalisierung und energie hat ende 2017

beschlossen, ostwestfalen-lippe zur digitalen Mo-
dellregion zu entwickeln. da die stadt Paderborn
sich bereits erfolgreich im Wettbewerb „digitale
stadt“ des deutschen städte- und gemeindebun-
des sowie des branchenverbandes bitkom behaup-
tet sowie ein fundiertes smart City-Konzept
vorgelegt hatte, wurde sie zur ersten leitkommune
einer digitalen Modellregion in nordrhein-Westfa-
len ernannt. 
anfang 2018 bestimmte das land dann in den vier 
anderen regierungsbezirken die städte aachen, gel-
senkirchen, soest und Wuppertal als weitere leit-
kommunen. in diesem über drei Jahre laufenden
förderprogramm investiert das land insgesamt 90
Mio. euro bei einer förderquote von bis zu 80 Prozent
für Kommunen und maximal 50 Prozent für unter-
nehmen. 
die digitalen Modellregionen sollen die digitalisie-
rung von stadt und region vorantreiben und den bür-

Digitale 
Kompetenz
ist heute
ebenso 
wichtig 
wie Lesen,
Schreiben
und Rechnen
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um die Digitalisierung in der kommunalen Praxis 
voranzubringen, hat das land fünf Digitale modellregionen
mit leitkommunen ins leben gerufen, unter anderem in
oWl sowie rund um soest

Die Digitalen 
Modellregionen 
Nordrhein-Westfalens  

Christiane 
Boschin-Heinz ist
Chief digital officer
der stadt Paderborn

DIE AUTORIN
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Die Stadt Paderborn ist Leitkommune der „Digitalen Modellregion OWL“, die vom Land
NRW gefördert wird
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gerinnen wie bürgern praktisch erlebbar machen, wie
digitalisierung den umgang mit Ämtern und behör-
den sowie das leben in der stadt vereinfacht. im be-
reich „stadtentwicklung“ sollen die digitalen
Modellstädte langfristig smart City-lösungen in
enger Zusammenarbeit mit bürgerinnen und bür-
gern, Vereinen, Verbänden, Wirtschaft, Wissenschaft
und Verwaltungen entwickeln. 
dazu zählen beispielsweise die bereiche „smarte
Mobilität“, „energie, Klima, umwelt“, „smarte 
gesundheit“, „Wissenstransfer und startups“, „e-
Handel“, „sicherheit“ oder „smart Home“. die Kom-
munen sind auch aufgrund der nähe zu den
bürgerinnen und bürgern, der ideale ort, um inno-
vative Projekte zu entwickeln und dabei voneinan-
der zu lernen. die best Practice-beispiele sollen
schließlich auf andere städte und Kreise übertragen
werden. 

Paderborn Leitkommune der it-standort Pader-
born hat tradition. bereits mit dem Wirken des it-Pio-
niers und unternehmensgründers Heinz nixdorf hat
sich Paderborn auf die digitale Wertschöpfung ein-
gestellt. Mehr als 300 it-unternehmen mit gut
10.000 arbeitsplätzen bilden heute das fundament
für den digitalen Wandel. 
einmalig ist der schulterschluss von stadt und Wirt-
schaft im Verein „Paderborn überzeugt“, der eine Viel-

zahl von leuchtturmprojekten finanziert, sowie in
gestalt des gründerzentrums „garage33“, das den
anspruch Paderborns als Hochburg technologieori-
entierter gründungen unterstreicht und ebenfalls
zahlreiche Projekte fördert. ein Highlight im bereich
bildung ist das Projekt „lernstatt“ zur digitalisierung
aller schulen im stadtgebiet mit einer investition von
mehr als acht Mio. euro. 
als leitkommune der „digitalen Modellregion oWl“
arbeitet Paderborn in ostwestfalen-lippe intensiv

mit dem Kreis Paderborn, der stadt delbrück, der
kreisfreien stadt bielefeld und der bezirksregierung
detmold zusammen. das Projektbüro der Modellre-
gion ist bei der stabsstelle für digitalisierung der leit-
kommune Paderborn angesiedelt. seit september
2018 werden dort drei Vollzeitstellen zu 80 Prozent
durch das land gefördert. 

Zahlreiche Projektenach inkrafttreten der förder-
richtlinie im sommer 2018 wurden zahlreiche Pro-
jekte in der „digitalen Modellregion oWl“ bewilligt.
dazu gehört das Projekt „digitales bürgerbüro“ der
stadt Paderborn und das „serviceportal“ des Kreises
Paderborn. Ziel der Projekte ist es, mit einer Multika-
nalstrategie innerhalb der Verwaltung voll elektro-
nisch zu arbeiten, um medienbruchfreie Prozesse bis
in die fachanwendungen zu gewährleisten, die Vor-
gänge zu beschleunigen und damit einen besseren
bürgerservice zu bieten. Weitere Projekte im einzel-
nen: 

•  im bereits bewilligten Projekt „loraWan“ der
stadt delbrück wird aufbau und betrieb eines iot-
netzes - internet-of-things - für die stadt del-
brück inklusive teststellung, Workshops mit den
akteur(inn)en der stadtgesellschaft und eine
Machbarkeitsstudie gefördert. in einem zweiten
Projekt werden der ausbau der infrastruktur und
die ausgestaltung der entsprechenden anwen-
dungen erfolgen. 

•  eine intelligente „digitale ortsnetzstation mit Mul-
tifunktionalem energie- und leistungs-server
(digos-Mels)“ steht in einem Kooperationsprojekt
der fH südwestfalen zusammen mit dem örtlichen
energieversorger Westfalen Weser netz im fokus
als schlüsselkomponente zur digitalisierung elek-
trischer Verteilnetze. die intelligente digitale
stromverteilung in Kombination mit einem elektro-
nischen netzregler mit batteriespeicher wird bei
zunehmend dezentraler energiegewinnung dazu
führen, dass die energie zur richtigen Zeit am rich-
tigen ort ist. 

•  unternehmen aus der region, die stadt Pader-
born sowie die universität Paderborn arbeiten im
Pilotprojekt „schloßkreuzung“ daran, den stra-
ßenverkehr flüssiger zu gestalten, um dadurch
emissionen zu senken sowie die lebensqualität
der anwohner/innen sowie die attraktivität des
standorts für Pendler/innen und ortsansässige
unternehmen zu steigern. dies geschieht durch
intelligente steuerung der lichtsignalanlagen ba-
sierend auf zahlreichen echtzeit-daten und an-
wendung von algorithmen.

•  die steigerung von effizienz, sicherheit und Kom-
fort für die bürgerschaft ist das Ziel des Projekts
„insPire“ - integrierte sicherheitspilotregion oWl
-, in dem die feuerwehren von stadt und Kreis Pa-
derborn, Polizei und ordnungsamt, die universität

Die Digitale Modell-
region Ostwestfalen
umfasst im Regie-

rungsbezirk Detmold
den Kreis Paderborn,

darin die Städte 
Delbrück und 

Paderborn, sowie die
kreisfreie Stadt 

Bielefeld
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und ein neu gegründeter Verein safety innovation
center miteinander kooperieren. durch intelligente
Verknüpfung und darstellung von daten soll den
einsatzkräften bereits auf dem Weg zur unfallstelle
ein möglichst umfangreiches lagebild übermittelt
werden. 

•  anfang 2019 wurde das Projekt „open data-Portal
Paderborn“ begonnen, welches zum einen die
Plattform zur speicherung und Verarbeitung der
daten der stadt Paderborn und den Zugriff darauf
bildet, zum anderen aber auch konkrete anwen-
dungsbeispiele aus den bereichen Mobilität, tou-
rismus und bürgerbeteiligung liefert. Über das
zentrale open data-Portal werden zahlreiche Pa-
derborner Projekte inhaltlich und technologisch
miteinander verknüpft. 

•  eingereicht wird demnächst der Projektantrag
„entsorgung 4.0“ der stadt bielefeld. ausgehend
von dem Müllfahrzeug als zentralem „datensamm-
ler“ sollen unterschiedliche anwendungsszenarien
wie die erfassung von der Zusammensetzung von
Müll oder des straßenzustandes entwickelt wer-
den. 

•  fünf akutkrankenhäuser, ein unternehmen aus
der region, das Praxisnetz der Hausärzte und -ärz-

tinnen sowie das Zentrum für innovation in der
gesundheitswirtschaft oWl haben sich als Part-
ner im Projekt „Vernetzte gesundheit“ zusam-
mengeschlossen. darin steht die digitale
Vernetzung und Kommunikation zwischen den
niedergelassenen Ärzten und Ärztinnen, den sta-
tionären akuteinrichtungen und der seniorenhilfe
anhand eines konkreten anwendungsbeispiels im
Vordergrund. 

•  anträge des Kreises Paderborn zur digitalisierung
in den berufsschulen und der stadt Paderborn zur
digitalisierung der gutachterausschüsse im land
sowie anträge in den bereichen Kultur, Handel und
tourismus befinden sich derzeit in der endabstim-
mung.

Digitale Modellregion Soest die stadt soest ist
mit knapp 50.000 einwohner(inne)n die kleinste
der fünf leitkommunen des landesprojektes digi-
tale Modellregionen nrW. gemeinsam mit den be-
teiligten städten lippstadt, iserlohn, sowie dem
Kreis soest steht sie für den ländlich geprägten
raum. der wirtschaftliche erfolg der region wird
insbesondere von einem starken Mittelstand getra-
gen. Mehr als 150 unternehmen, die in ihrer bran-

www.reckinger.de
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che Weltmarktführer sind, belegen dies eindrucks-
voll. 
Mit dem zunächst bis zum Jahr 2021 angelegten lan-
desprojekt digitale Modellregionen nrW und der re-
gionale 2025 bietet sich der region die einmalige
Chance, neue digitale ideen und geschäftsmodelle
zu entwickeln und sich damit den vielfältigen He-
rausforderungen der Zukunft zu stellen. 
in diesem Kontext war allen beteiligten von beginn
des Projektzeitraums bewusst, dass das gesamtpro-
jekt nur gemeinsam und in Kooperation gelingen
kann. dies spiegelt sich auch in der Projektstruktur
wider. dem zentralen strategischen gremium, dem
steuerungskreis, gehören die Hauptverwaltungsbe-
amt(inn)en der beteiligten Kommunen an. Weitere
Mitglieder sind der geschäftsführer der agentur süd-
westfalen gmbH sowie ein Vertreter der bezirksre-
gierung arnsberg. 
geschäftsstelle für das Projekt ist das „Projektbüro“.
es wurde bei der leitkommune soest gebildet und
ist mit drei Personen besetzt. es berät bei der Pro-
jektentwicklung, bewertet Projektideen und stellt
die abstimmung mit den Projektbeteiligten auf lan-
desebene - etwa Ministerium und bezirksregierung
- sicher. es ist zudem ansprechpartner für alle inte-
ressierten, Kommunen, unternehmen, bürgerinnen
und bürger. 

Einheitliche Kommunal-IT günstig für den Pro-
jektbereich e-government wirkt sich der umstand
aus, dass alle beteiligten Kommunen demselben
kommunalen rechenzentrum - das sit in der stadt
Hemer - angeschlossen sind. dieses deckt mit 59
Kommunen und fünf Kreisen die komplette region
südwestfalen ab. so ist von beginn an sichergestellt,
dass alle Projektentwicklungen nicht nur den unmit-
telbar beteiligten, sondern allen Kommunen im Ver-
bandsgebiet zur Verfügung stehen. 
Zentrales anliegen ist dabei die Weiterentwicklung
der sit-anwendung citkoPortal - ein serviceportal,
mit dem unternehmen und bürger/innen Verwal-
tungsleistungen online abrufen können. das Portal
ist bei der stadt soest seit 2017 in betrieb. in der ers-
ten Projektphase bis anfang 2020 soll hier die le-
benslage umzug respektive Zuzug bürgernah
umgesetzt und dienstleistungen hierfür sollen wei-
terentwickelt werden. für konkrete anwendungen
wie die ummeldung von Mülltonnen oder die anmel-
dung zur Hundesteuer sollen schnittstellen zur fi-
nanzsoftware „infoma newsystem“ geschaffen
werden. 
für die zweite Projektphase entstand eine Vielzahl
von Projektideen, die derzeit gemeinsam mit dem it-
dienstleister sit weiterentwickelt werden. Zusam-
men mit dem vom land mit der Projektunterstützung
betrauten it-dienstleister d-nrW soll zudem der gov-
bot in das Portal integriert und hierfür erste anwen-
dungen programmiert werden. der govbot ist ein

virtueller dialogassistent, der bürgerinnen und bürger
per Chat oder spracheingabe unterstützt, ihr anliegen
gegenüber der stadtverwaltung vorzubringen. 

Digitale Stadtentwicklung für den Projektbe-
reich digitale stadtentwicklung haben sich die betei-
ligten Kommunen auf fünf Handlungsfelder
verständigt: Mobilität, bildung, gesundheit, attrak-
tive innenstadt sowie infrastruktur. Zu jedem Hand-
lungsfeld wurden arbeitsgruppen gebildet. die
Projektideen sind vielfältig und werden oftmals von
mehreren Projektpartnern wie Kommunen, fach-
hochschulen, Verkehrsbetriebe, stadtwerke, Wirt-
schaftsförderung oder sonstige unternehmen
getragen. sie reichen von teststrecken für das auto-
nome fahren im ÖPnV, e-ticketing bis hin zur intelli-
genten Kombination von Verkehrsmitteln über
smarte Mobilstationen. 
beim thema bildung geht es um Konzepte zur Ver-
mittlung digitaler Kompetenz im grundschulbereich
oder einen digitalen lernparcours bei der Volkshoch-
schule, beim thema gesundheit um die digitalisie-
rung der Pflegeberatung oder die einrichtung einer
digitalen Praxis für den erstkontakt. 
Weitere Projektideen sind die erweiterung eines 3d-
stadtmodells, die entwicklung einer tourismus-app
mit Virtual reality (Vr)- und augmented reality (ar)-
elementen, die erarbeitung einer urbanen daten-
plattform mit darauf basierenden sensor- und
datenanwendungen oder die entwicklung einer auf
künstlicher intelligenz (Ki) basierenden erfassung von
straßenschäden. 
um ein möglichst hohes synergiepotenzial zu er-
schließen, wird auf basis der erfahrungen des spit-
zenclusters it’s oWl sowie von lemgo digital ein
maßgeschneidertes transferkonzept für den bereich
smart City erarbeitet, durch das best Practice-bei-
spiele der Modellregionen auch dritten zugänglich
gemacht werden. im bereich des e-government be-
finden sich die Modellregion in intensiver abstim-
mung mit dem Kdn - dachverband kommunaler
it-dienstleister nrW. ◼

Im Rahmen des 
Landesprojektes „Digitale
Modellregionen“ ist die
Stadt Soest wiederum 
Leitkommune für den 
Regierungsbezirk Arnsberg
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um den nrW-Kommunen bei der Digitalisierung ihrer Verwaltung hilfestellung
zu geben, hat der KDn - Dachverband kommunaler it-Dienstleister nrW ein
Kompetenzzentrum eingerichtet

Fördern - begleiten - moderieren -
digitalisieren 

as Kompetenzzentrum digitalisierung (CCd) ist
eine vom land nrW geförderte einrichtung des

Kdn - dachverband kommunaler it-dienstleister. ge-
gründet im dezember 2017, unterstützt und berät das
Kompetenzzentrum die kommunalen it-dienstleister
und Kommunen im land bei der digitalisierung der
Verwaltung gemäß dem e-government-gesetz nrW. 
das CCd versteht sich als moderierende, beratende

Kraft. besonderes augenmerk liegt auf der förderung
des Wissens- und erfahrungsaustausches sowie der
beratung bei der Übertragung von best Practice-lö-
sungen. geleitet wird das CCd von Michael schu-
chardt. der studierte diplom-Mathematiker hat
bereits unterschiedliche stationen durchlaufen - von
der sparkassen-it in baden-Württemberg bis hin zu
it-beratungsunternehmen in den bereichen data-
base Marketing, business Consulting sowie als senior
Manager analytics & bigdata. 
die beraterinnen des CCd bringen expertise aus un-
terschiedlichen fachbereichen mit - beispielsweise er-
fahrung bei der einführung der e-akte, in der
beratung der Verwaltung bei der digitalisierung des
bereichs familie und Kind, im bereich Prozess-digita-
lisierung in der industrie oder im bereich Marketing
beim bundesarchiv Koblenz.

Großes Leistungsspektrum das e-government-
gesetz nrW stellt land und Kommunen vor große He-
rausforderungen. bis zum 01.01.2022 sollen alle
Kommunen in der lage sein, mit den landesbehörden
akten elektronisch auszutauschen. auch das vom bun-
destag verabschiedete online-Zugangsgesetz (oZg)
verlangt, dass bund, länder und Kommunen bis ende
2022 alle Verwaltungsleistungen online anbieten. 
das CCd unterstützt die Kommunen bei der umset-
zung dieser aufgaben. Zu seinen leistungen gehören

Michael Schuchardt
ist leiter des 
Kompetenzzentrums
digitalisierung beim
Kdn - dachverband
kommunaler
it-dienstleister nrW
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Bei der Digitalisierung 
ihrer Verwaltung werden

die Kommunen in NRW von
einem Kompetenzzentrum

der IT-Dienstleister 
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Der KDN - Dachverband kommunaler it-dienst-
leister nrW wurde im Jahr 2004 gegründet mit
dem Ziel, eine leistungsgemeinschaft von Kom-
munen und kommunalen it-dienstleistern auf-
zubauen. Mit dem Kdn wurde ein rechtssicherer
institutioneller rahmen für die Zusammenarbeit
in der kommunalen it geschaffen. Ziel ist es, den
leistungsaustausch zu fördern, gemeinsame ent-
wicklungen umzusetzen sowie Qualität und Wirt-
schaftlichkeit von beschaffung und betrieb der
kommunalen it-dienstleister in nordrhein-West-
falen zu optimieren. der leistungsaustausch in-
nerhalb des Kdn wird nach dem Prinzip „mög-
lichst wenige - für möglichst viele“ organisiert.

ZUR SACHE 
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die entwicklung von Konzepten und leitfäden zur
einführung der elektronischen akte, zur digitalisie-
rung von Verwaltungsprozessen sowie zur elektroni-
schen Kommunikation zwischen behörden. Zudem
ist das CCd unterstützend am aufbau von Quer-
schnittsleistungen wie dem Portalverbund, dem ser-
vicekonto.nrW und elektronischen bezahldiensten
wie ePaybl beteiligt. 
eine weitere wichtige leistung ist die entwicklung
von Konzepten für e-government-dienste bis hin zu
organisatorisch-technischen Musterentwürfen. als
Kompetenzzentrum analysiert das CCd Hindernisse
bei der umsetzung von digitalisierungsprojekten und
unterstützt aktiv bei der Problemlösung. neben die-
sen aufgabenfeldern befasst sich das CCd intensiv
mit der umsetzung, dem transfer und der unterstüt-
zung der realisierung von oZg-leistungen. 

Workshops und Infotage um den Wissens-
transfer und den austausch zwischen den Kommu-
nen zu fördern, veranstaltet das CCd Workshops
und informationsveranstaltungen. gemeinsam 
mit den kommunalen spitzenverbänden ist bereits
eine Veranstaltungsreihe zum gewerbe-service-
Portal.nrW in Vorbereitung.
die analyse von best Practice in erfolgreich umge-
setzten Projekten, beispielsweise in Modellkommu-

nen, ist ein wichtiger bestandteil der erarbeitung
von standards für die digitalisierung. die Hauptauf-
gabe des CCd im rahmen des förderprogramms
„Modellregionen“ besteht im transfer von Projekt-
ergebnissen. 
das CCd hat vom nrW-Ministerium für Wirtschaft,
innovation, digitalisierung und energie den auftrag
erhalten, die Modellregionen in fragen der Vernet-
zung sowie bei der schnellen und reibungslosen
Übertragbarkeit der Projektergebnisse fachlich und
organisatorisch zu beraten. Zu den Projektanträgen
gibt das CCd fachliche stellungnahmen im bereich 
e-government ab.

Erfolg in kurzer Zeit das CCd hat vor gut einem
Jahr seine arbeit aufgenommen und konnte durch
die Zusammenarbeit im kommunalen netzwerk
erste erfolge verbuchen. dazu gehört die erarbeitung
eines leitfadens zur elektronischen akte im auslän-
derwesen. darin finden sich neben beschreibungen
der Prozesse, der beteiligten und des aktenaustau-
sches auch eine dokumentation der funktionalen an-
forderungen und Hintergründe. 
die Weiterentwicklung und betreuung des service-
konto.nrW als authentifizierungsdienst gehört auch
2019 zu den aufgaben des CCd. neben der betreuung
unterschiedlicher Projekte im bereich der e-akte
spielt die umsetzung der oZg-leistungen eine zen-
trale rolle. 
nordrhein-Westfalen als bevölkerungsreichstes bun-
desland weist im bereich digitalisierung ein großes
Potenzial auf, das es zu heben gilt. das CCd möchte
diesen Prozess zielgerichtet unterstützen und steht
den Kommunen beratend zur seite. das beraterin-
nen-team wird in diesem Jahr in mehreren arbeits-
gruppen zur digitalisierung mitarbeiten und weitere
leitfäden zu digitalisierungsthemen entwickeln. bei
dem anspruchsvollen Prozess der digitalisierung wird
das CCd des Kdn die städte und gemeinden in nrW
intensiv begleiten. ◼
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Das Kompetenzzentrum
Digitalisierung hilft vor
allem bei der Einführung
der elektronischen Akte

Kommunale Sparkassen
Verfassung und Organisation zwischen Selbstverwaltungsgarantie und Zentralisierungstrends, 
v. Prof. Dr. Hans-Günter Henneke, 13,1 x 19,3 cm, 452 S., 2. Aufl., 49 Euro, ISBN 3-82-931421-3

die sparkassen sind in den zurückliegenden Jahren von allgemeinen neuregelungen - insbeson-
dere auf europäischer ebene - ebenso betroffen wie von den folgen der anhaltenden niedrigzins-
phase und der rasanten entwicklung bei der digitalisierung. das überarbeitete buch - neun Jahre
nach der ersten auflage - bettet Verfasstheit und organisation kommunaler sparkassen in das
verfassungs- und kommunalrechtliche gefüge öffentlicher aufgabenwahrnehmung ein. es eig-
net sich für kommunale sparkassen, Kommunen als deren träger sowie die kommunalen spit-
zenverbände.

BUCHTIPP

gemeinsam 
mit den 

kommunalen 
spitzenverbänden
ist eine 
Veranstaltungs-
reihe zum 
gewerbe-service-
Portal.nrW in 
Vorbereitung
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islang ist in deutschland ein flächendeckendes
öffentlich zugängliches Wlan noch nicht etab-

liert. die nachfrage der bevölkerung und der bedarf
an digitalisierung wachsen jedoch stetig. es gab
daher in der Vergangenheit bereits initiativen, ein frei
zugängliches und kostenlos nutzbares internet zu
etablieren wie beispielsweise das Programm
„100xWlan“. daneben haben kommerzielle Provider
wie telekom oder unityMedia über eigene Hotspots
den Wlan-ausbau vorangetrieben. außerdem haben
sich zahlreiche Kommunen einem freifunk-netzwerk
angeschlossen.
Öffentliches Wlan war vor dem Hintergrund der un-
sicherheit und sorge vor möglicher Haftung für die
betreibenden häufig unattraktiv. die frage war stets,
wer für eine im öffentlichen Wlan begangene
rechtsverletzung haften muss. dies betraf vor allem

den fall, dass jemand über dieses funknetz urheber-
rechtlich geschützte oder verbotene inhalte zum He-
runterladen anbot. 

Haftung von Betreibenden denn eine zweifels-
freie aufklärung und rückverfolgung des Verursa-
chenden über die iP-adresse ist nicht immer möglich.
nach früherer rechtsprechung des bundesgerichts-
hofs (bgH) galt die Vermutung, dass die Person oder
institution haftet, über deren iP-adresse die rechts-
verletzung begangen worden ist. 
diese Vermutung konnte nur durch eine konkrete
entlastung des/der betreibenden widerlegt werden.
dennoch kam eine Haftung als sogenannter störer in
betracht, wenn der/die betreibende das Wlan nicht
ausreichend vor rechtsverletzungen durch dritte ge-
sichert hat. die störerhaftung führte zu einer reihe

mit der jüngsten reform im oktober 2017 schafft das telemediengesetz 
Verlässlichkeit für öffentliches Wlan und befreit Kommunen vom rechtsrisiko
der störerhaftung

Öffentliches WLAN als Baustein
örtlicher Digitalisierung 

Christiane Bongartz
ist referendarin 
beim städte- und 
gemeindebund nrW

DIE AUTORIN

Die Mehrheit der
Bürgerinnen und
Bürger will Online-
Dienste immer und
überall nutzen

B

1 eugH urt. v. 15.09.2016, C – 484
/ 14 (Mcfadden gegen sony Mu-
sic).
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von abmahnungen sowie Klagen auf unterlassen
und auf schadensersatz.
insbesondere das urteil des europäischen gerichts-
hofs (eugH) aus dem Jahr 20161 verstärkte die unsi-
cherheit. Zwar hat das gericht in dem verhandelten
fall eine Haftung auf schadensersatz für die rechts-
verstöße dritter verneint. der eugH stellte aber fest,
dass gerichte oder behörden gegen jeweilige Wlan-
betreibende technische anordnungen - Verschlüsse-
lung, Passwortschutz oder Ähnliches - erlassen dürfen,
um eine Wiederholung der rechtsverstöße zu verhin-
dern. unklar blieb nach diesem urteil, ob derartige
Maßnahmen die einzige Möglichkeit sind, um eine
störerhaftung zu vermeiden. 

Änderung Telemediengesetz der bundesge-
setzgeber wollte daher die bestehende unsicherheit
beenden und mithilfe einer Änderung des teleme-
diengesetzes (tMg) das öffentliche Wlan fördern
sowie den ausbau erleichtern. in dem entwurf zum
neuen tMg hieß es: „Ziel des vorliegenden gesetzes
ist es, Wlan-betreibern dahingehend so weit wie
möglich rechtssicherheit zu verschaffen, damit dem
gestiegenen bedürfnis nach einem öffentlichen Zu-
gang zum internet auch unter nutzung von Wlan
entsprochen werden kann.“
Mit dem neuen tMg besteht rechtssicherheit für alle
betreibenden eines Wlan-funknetzes, da die störer-
haftung nicht mehr existiert.2 ein Wlan-betreibender
kann gemäß § 7 abs. 2 tMg in Verbindung mit § 8 abs.
1 satz 2 tMg nicht mehr wegen der rechtswidrigen
Handlung eines nutzenden auf unterlassung oder be-
seitigung der rechtsverletzung oder auch schadenser-
satz in anspruch genommen werden, sofern er nicht
verantwortlich ist. Zudem ist eine Verpflichtung der
Wlan-betreibenden durch die behörden zu Verschlüs-
selung oder Passwortschutz nach § 8 abs. 4 tMg nicht
möglich. 
diese neuregelungen wurden von der rechtsprechung
bestätigt.  in den genannten urteilen ging die recht-
sprechung davon aus, dass diensteanbieter, die einen

internetzugang über Wlan zur Verfügung stellen,
nicht für die fremden informationen verantwortlich
sind. Mangels Verantwortlichkeit ist die Haftung nach
dem tMg ausgeschlossen. Zudem gehen die urteile
auch von einer Vereinbarkeit des tMg mit geltendem
eu-recht aus. 

Weiterhin Rechtsschutz nach ansicht des bgH
läge ein Verstoß gegen eu-recht dann vor, wenn
der rechteinhaber keine Möglichkeit hätte, gericht-
liche anordnungen gegen Vermittler zu erlangen,
deren dienste zur Verletzung seiner rechte genutzt
werden. die in ihren rechten verletzte Person oder
institution ist aber nicht schutzlos gestellt. nach §
7 abs. 4 tMg kann sie von dem betroffenen dienst-
anbieter anstelle einer unterlassung die sperrung
von informationen verlangen, wenn die sperrung
eine zumutbare und verhältnismäßige Maßnahme
zu Verhinderung einer erneuten rechtsverletzung
ist. 
nach eu-rechtskonformer auslegung besteht über § 7
abs. 4 tMg die Möglichkeit, auch gerichtliche anord-
nungen gegen die Vermittler zu erlangen, um solche
sich wiederholende rechtsverletzungen zu vermeiden.
diese Möglichkeit betrifft nicht nur Wlan-betrei-
bende, sondern auch andere Vermittler von internet-
zugang. 
dabei ist festzuhalten, dass der begriff „sperrung“
keine einzelne abschließende option aufzeigt. der an-
spruch auf eine sperrmaßnahme kann auf unter-
schiedliche Weise erfüllt werden. die art der
sperrmaßnahme hängt vom konkreten einzelfall ab.
das oberlandesgericht (olg) München hat in seiner
entscheidung vom 15.03.2018  insbesondere betont,
dass die Kritik an sperrungen als wirkungslose Maß-
nahme nicht zu einer unvereinbarkeit mit eu-recht
führt. 
der eugH selbst erkennt nicht nur solche Maßnahmen
als wirksam an, die einen unerlaubten Zugriff gänzlich
verhindern. Vielmehr reichen laut eugH auch Maß-
nahmen aus, die unerlaubte Zugriffe erschweren und
internetnutzende davon abhalten. Zu diesem Zwecke
sind die in § 7 abs. 4 tMg eingeführten sperrungen
wirksam. das olg München versteht den begriff
„sperrungen“ ebenfalls nicht als beschränkte Maß-
nahme, sondern als „maßnahmenoffene regelung“. 

Vorreiter in NRW einzelne nrW-Kommunen neh-
men bereits jetzt eine Vorreiterrolle bei öffentlichem
Wlan ein. die stadt Monheim am rhein  bietet seit
längerem ein frei zugängliches Wlan über einen Hot-

2 stellungnahme des dstgb vom 30.10.2017.
3 bgH urt. v. 26.07.2018 – i Zr 64/17; olg München, urt. v. 15.03.2018 –
6 u 1741/17; olg München, urt. v. 14.06.2018 – 29 u 732/18.
4 olg München, urt. v. 15.03.2018 – 6 u 1741/17.
5 https://www.monheim.de/stadtleben-aktuelles/stadtprofil/staedtische-
wlan-hotspots/ .
6 https://www.unverwechselbar-kevelaer.de/city-wlan/ .

In der Innenstadt von Kevelaer können Einheimische und
Gäste kostenfrei über das CiTy WLAN-Netz im Internet surfen

FO
TO

: T
H
O
M
AS
 M
AX

 M
Ü
LL
ER
 / 
PI
XE
LI
O
.D
E

Dem ausbau
kommunaler

Wlan-hotspots
stehen keine 
haftungsprobleme
mehr entgegen
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spot für einwohner/innen und besucher/innen an. im
Wifi-Portal der stadt sind sowohl kommunale inhalte
als auch zahlreiche nicht-städtische angebote -
dienstleister, Händler und gastronomen - enthalten.
nach akzeptieren der nutzungsbedingungen surfen
nutzende des Wlan Hotspots kostenlos im internet.
eine Position als Vorreiter in sachen öffentliches
Wlan hat auch die stadt Kevelaer inne. seit dem Jahr
2013 können bürger/innen und besucher/innen das
CitY Wlan6 kostenfrei nutzen. dieses Projekt konnte
die stadt Kevelaer durch die unterstützung der örtli-
chen sparkasse sowie der stadtwerke-tochter niers-
energie zügig umsetzen. 
das CitY Wlan kommt auch der Wirtschaft in Keve-
laer zugute. denn für jede(n) gewerbetreibende(n) be-
steht über das angebundene interaktive stadtportal
die option, auf die eigenen angebote und leistungen
hinzuweisen. das stadtportal bietet zudem eine Viel-
zahl an dienstleistungen wie beispielsweise gastro-
nomie-angebote, Kevelaer online-shops, der zentrale
event- und terminkalender der stadt oder der ticket-
shop für Veranstaltungen in Kevelaer. 
neben diesen beispielen gibt es weitere städte, die
entweder in eigenregie oder über freifunk-initiativen
den ausbau des öffentlichen Wlan betreiben. Zu nen-
nen sind hier beispielhaft gelsenkirchen, bonn, düs-
seldorf und Hennef/sieg. 

Ausbau jetzt möglich die digitalisierung schreitet
mit großen schritten voran, und öffentliches Wlan ist
ein entscheidender baustein dazu. Zwar ist in nrW
und ganz deutschland noch nicht in kurzer Zeit mit
einem flächendeckenden Wlan zu rechnen, da die
umsetzung Zeit erfordert. dem ausbau kommunaler
Wlan-Hotspots stehen aber zumindest keine Haf-
tungsprobleme mehr entgegen. 

Zum aufbau einer öffentlichen Wlan-infrastruktur
ist die Zusammenarbeit mit kommunalen rechen-
zentren zu empfehlen, die sich technisch wie fachlich
mit der administration eines Wlan-netzwerks aus-
kennen.7 aus diesem grund ist eine positive ein-
schätzung aus der evaluierung der neuen regelungen
des tMg, mit der die bundesregierung vom bundes-
tag beauftragt worden ist, zu erwarten. ◼

Städte und Gemeinden sollten die Chance der 
digitalisierung und des öffentlichen Wlan nut-
zen, um die angebote des lokalen tourismus und
der Wirtschaft darzustellen und ihren bürgern
und bürgerinnen den Zugang zu elektronischen
Verwaltungsdienstleistungen zu vereinfachen.  

POSITION  

7 Weitere informationen sind im leitfaden öffentliches Wlan in nrW
des Kompetenzzentrums gigabit.nrW enthalten - abrufbar unter
https://gigabit.nrw.de/infocenter/praxisleitfaeden.html 

finanzielle unterstützung des Bundes könnte die 
Digitalisierung der Bildung an den schulen vorantreiben,
doch nach wie vor stehen dafür die länder in der 
Verantwortung

Der Digitalpakt als 
Impuls zur Digitalisierung
der Bildung 

m Zusammenhang mit der digitalisierung des
schulunterrichts ist vielfach vom „digitalPakt

schule“ - den sogenannten Wanka-Milliarden - die
rede. Hintergrund ist eine im bundes-Koalitionsver-
trag1 vereinbarte lockerung des grundgesetzlichen Ko-
operationsverbots, wodurch dem bund investitionen
in kommunale bildungsinfrastruktur unter erleichter-
ten Voraussetzungen ermöglicht werden sollen. 
in rede steht die Verteilung von investitionsmitteln
in Höhe von bundesweit fünf Mrd. euro - für nrW
nach dem sogenannten Königsteiner schlüssel rund
eine Milliarde euro. Wie breit berichtet2, hat der
deutsche bundestag am 29.11.2018 ein verfassungs-
änderndes „gesetz zur Änderung des grundgesetzes
(artikel 104c, 104d, 125c, 143e)“ mit der erforderli-
chen Zwei-drittel-Mehrheit auf der grundlage eines
entsprechenden regierungsentwurfs3 beschlossen. 
allerdings stand schon wenig später fest, dass das

Dr. Jan Fallack ist
referent für schule,
Kultur und sport
beim städte- und
gemeindebund
nrW
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im rahmen des digitalpakts schule sollen fünf Mrd. euro an die länder fließen für
Wlan, PC´s und tablets 
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1 Koalitionsvertrag zwischen Cdu, Csu und sPd vom 12.03.2018 für die
19. legislaturperiode des deutschen bundestags, im internet abrufbar:
https://is.gd/2KtH5P 
2 Vgl. exemplarisch Zeit online, art. v. 29.11.2018, im internet abruf-
bar: https://is.gd/Hoacbw 
3 drucksache 19/3440 v. 18.07.2018, im internet abrufbar:
https://is.gd/bZfffr 
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Projekt in dieser form
nicht umgesetzt wird.
denn die Ministerpräsi-
denten der stimmenstar-
ken bundesländer bayern,
baden-Wür ttemberg ,
Hessen, nrW und sach-
sen erklärten vorab4, dass
sie die vorgesehene Mitfi-
nanzierungsklausel - die
länder sollen die vom
bund gezahlten beträge durch eigene beiträge in glei-
cher Höhe aufstocken - nicht mittragen würden. 

Veto im Bundesrat ohne die stimmen dieser län-
der konnte die im bundesrat erforderliche Zwei-drit-
tel- Mehrheit für die Verfassungsänderung nicht
zustande kommen. somit verweigerte der bundesrat
am 14.12.2018 erwartungsgemäß seine Zustimmung.
Was auf den ersten blick wie bloße Verhandlungstak-
tik einiger bundesländer wirkt, erweist sich auf den
zweiten blick als grundsätzlicher Konflikt. denn die
Verweigerung der Zustimmung beschloss der bun-
desrat einstimmig.5

für solche Konstellationen sieht das grundgesetz
einen Vermittlungsausschuss6 vor. dieser befasste
sich am 30.01.2019 - in seiner konstituierenden sit-
zung der laufenden legislaturperiode - mit dem „di-
gitalPakt schule“. eine lösung des Problems ist
zunächst nicht gelungen. der Vermittlungsausschuss
setzte daher eine arbeitsgruppe ein, die mögliche
Kompromisslinien ausloten soll. 
damit steht fest: ob der „digitalPakt schule“ über-
haupt kommt und falls ja, wann, ist nicht seriös prog-
nostizierbar. der ausfall der zugesagten finanzhilfen
ist aus kommunaler Perspektive absolut inakzeptabel.
dabei könnten bund und länder ebenso pragmatische
wie verfassungsrechtlich gangbare lösungen finden. 

Vorteil Bildungsföderalismus das bildungswe-
sen fällt gemäß art. 70 abs. 1 grundgesetz (gg) in die
gesetzgebungskompetenz der länder. gemäß art 30
gg liegt auch die Verwaltungskompetenz bei diesen.
der bund darf den ländern gemäß art. 104c s. 1 gg
lediglich finanzhilfe für gesamtstaatlich bedeutsame
investitionen der finanzschwachen gemeinden und
gemeindeverbände im bereich der kommunalen bil-
dungsinfrastruktur gewähren. 
diese Vorschrift beschränkt den bund auf eine bloße
finanzielle beteiligung an entsprechenden Projekten
der länder ohne inhaltliches Mitspracherecht. dieses
Kooperationsverbot bewirkt im Prinzip, dass bund
und länder bei der inhaltlichen gestaltung des schul-
wesens nicht institutionell zusammenwirken dürfen.7

die äußerst rigiden beschränkungen der bundesver-
fassung hemmen offensichtlich investitionen des
bundes in die kommunale schulinfrastruktur. gleich-
wohl kommt ihnen große bedeutung zu. das bil-

dungswesen ist ein Kernbestandteil des föderalen
staatsgefüges der bundesrepublik deutschland. die
erhaltung der ausschließlichen länderkompetenz in
diesem bereich sichert den bildungspluralismus, der
auf lange sicht wiederum für die existenz einer plu-
ralistischen demokratie notwendig ist. 

Zielsetzung plausibel die bundesverfassung ver-
folgt das Ziel, den im Übrigen üppig mit Kompetenzen
ausgestatten bund aus dem sensiblen bildungsbereich
heraushalten, damit nicht ein - wenn auch gut gemein-
ter - bildungszentralismus die pluralistische demokra-
tie zersetzt. auch wenn es in der aktuellen situation
gerade den trägern der kommunalen selbstverwaltung
zu akzeptieren schwerfällt, ist die grundgesetzliche
Zielsetzung absolut plausibel. 
bereits das geltende Verfassungsrecht stellt mit dem
nachträglich eingefügten art. 104c s. 1 gg einen ver-
nünftigen interessenausgleich im fall gesamtstaatlich
bedeutsamer investitionen der finanzschwachen ge-
meinden her. darüber hinaus gehende Veränderungen
wie die erwogene Änderung des art. 104b gg - Kofi-
nanzierung und Mitwirkungsrechte des bundes - wür-
den den bildungsföderalismus in deutschland nicht
nur marginal, sondern in erheblichem ausmaß zuguns-
ten des bundes beschneiden. an einer solchen entwick-
lung können vor allem die träger der kommunalen
selbstverwaltung kein interesse haben.8 die Verteilung
von bundesmitteln allein über den Mechanismus des
art. 104c s. 1 gg wäre die bessere alternative.

Ohne Verfassungsänderung Wenn aber primä-
res Ziel des bundes ist, eigene Mittel zur stärkung der
kommunalen schulinfrastruktur außerhalb des Ver-
fahrens nach art. 104c s. 1 gg zur Ver-fügung zu stel-
len, ließe sich dies auch ohne Verfassungsänderung
erreichen. der Weg dorthin führt über eine Änderung
der Verteilung von gemeinschaftssteuern zwischen
bund und ländern nach art. 106 gg, genauer gesagt
über eine Zuweisung zusätzlicher umsatzsteueran-
teile an die länder. 
da die anteile von bund und ländern an der umsatz-
steuer durch einfaches bundesgesetz mit Zustim-
mung des bundesrates festgesetzt werden, ließe sich
das vorgeschlagene Modell mit einfacher Mehrheit
zeitnah und unkompliziert umsetzen. der möglicher-
weise begründeten sorge, die länder würden die zu-
sätzlichen Mittel nicht an die träger der kommunalen
selbstverwaltung weiterreichen, könnte durch einen
entsprechenden staatsvertrag begegnet werden. 
ein solcher staatsvertrag böte auch die gelegenheit,
die von der Kultusministerkonferenz (KMK) erarbei-
teten standards9 für die schuldigitalisierung verbind-
lich festzuschreiben. diesem aspekt kommt mit blick
auf den Verfassungsauftrag zur Herstellung gleich-
wertiger lebensverhältnisse besondere bedeutung
zu. im staatsvertrag könnten zudem regeln zur eva-
luierung vorgesehen werden, die dem bund die ge-

Interaktive elektronische
Schultafeln sind an 
deutschen Schulen 
noch die Ausnahme

4 faZ online, art. v. 02.12.2018,
im internet kostenpflichtig abruf-
bar: https://is.gd/Hlsrnf 
5 das Plenarprotokoll (seite 461
bis 481) ist im internet abrufbar:
https://is.gd/su8tQs 
6 im internet mit eigenem ange-
bot erreichbar: https://www.
vermittlungsausschuss.de/ 
7 siehe lindner, ZrP 2018, seite
94-98 (96) 
8 Vgl. die Wortmeldung des bt-ab-
geordneten Haase (Cdu/Csu) in
der 1. lesung am 28.09.2019, Ple-
narprotokoll 19/53 (seite 5701), im
internet abrufbar: https://is.gd/
vglede 
9 Vgl. die KMK-strategie „bildung
in der digitalen Welt", im internet
abrufbar: https://is.gd/gs2tus 
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Am 20.02.2019 nach
redaktionsschluss
dieser ausgabe 
einigte sich der 
Vermittlungsaus-
schuss darauf, dass
die Mitfinanzierungs-
pflicht der länder
entfällt und die Kon-
trollrechte des bun-
des abgeschwächt
werden. entsprech-
endes beschloss kurz
darauf der bundes-
tag. der bundesrat
soll am 15.03.2019 
abschließend darüber
entscheiden.
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währ böten, die zweckentsprechende Mittelverwen-
dung effektiv nachzuverfolgen. 

Kernverantwortung beim Land losgelöst vom
bund-länder-Verhältnis bleibt die Kernverantwor-
tung für die schuldigitalisierung bei den ländern und
kann nicht auf die träger der kommunalen selbstver-
waltung delegiert werden. trotz der prominenten
Platzierung des themas im nrW-Koalitionsvertrag10

steht nrW hier noch am anfang. 
ungeklärt ist, ob die Pflichtaufgabenzuweisung in §
79 schulgesetz nrW die digitalisierung des unter-
richts überhaupt umfasst.11 sollte dies der fall sein,
wäre die Pflichtaufgabenzuweisung insofern verfas-
sungswidrig, weil der durch art. 78 abs. 3 landesver-
fassung nrW vorgeschriebene belastungsausgleich
vollständig unterblieben wäre.12

eine verfassungswidrige Pflichtaufgabenzuweisung ist
selbstredend nicht gegen den Willen der träger der
kommunalen selbstverwaltung vollziehbar. damit ist
klar: nach der geltenden rechtslage ist schuldigitali-
sierung in nrW eine freiwillige selbstverwaltungsauf-
gabe der Kommunen. es ist nachvollziehbar, wenn die
Kommunen diese freiwillige aufgabe in erster linie mit
zweckgebundenen fördermitteln des bundes oder des
landes finanzieren und sich bei der inanspruchnahme
ihrer knappen Haushaltsmittel eher zurückhalten. 

Belastungsausgleich erforderlich dies erscheint
schon deshalb empfehlenswert, weil in der Vergangen-
heit getätigte aufwendungen der Kommunen in nrW
noch nie in einen belastungsausgleich einbezogen
wurden. Vor diesem Hintergrund wird die kommunale
seite dafür sorge tragen müssen, dass die schuldigi-
talisierung nur unter Wahrung strengster Konnexität
erfolgt.13

es ist aufgabe des landes, im interesse der betroffenen
schülerschaft möglichst rasch für klare Verhältnisse zu
sorgen und einen belastungsausgleich für die schuldi-
gitalisierung auf den Weg zu bringen. dies setzt freilich
voraus, dass das land eine pädagogische leitentschei-
dung über die ausgestaltung der digitalen schule trifft. 
Hierfür sollte § 79 schulgesetz nrW um eine entspre-
chende Verordnungsermächtigung ergänzt werden.
diese könnte an den genannten staatsvertrag naht-
los anknüpfen. es zeigt sich, dass die schuldigitalisie-
rung in angemessener Weise umsetzbar ist. bund
und land müssen lediglich den Willen aufbringen,
ihrer Verantwortung gerecht zu werden.                   ◼

10 Koalitionsvertrag zwischen Cdu und fdP vom 16.06.2017 für die 17. le-
gislaturperiode des landtags, im internet abrufbar: https://is.gd/rkceot 
11 siehe zur a.a. insb. van den Hövel, in: Jülich/van den Hövel, schulrechts-
handbuch nrW, loseblatt, stand: 11/2018, § 79 rn. 11: „sicherung und
fortentwicklung der schulinternen Verwaltung einschließlich eines ver-
besserten datenaustauschs“ 
12 Vgl. grzeszick, landtag-stellungnahme 17/762, im internet abrufbar:
https://is.gd/ehgjY6 sowie Wrase/strobl, landtags-information 17/135,
im internet abrufbar: https://is.gd/sbxnic 
13 Vgl. Haase, KoPo 2/2019, 10 f. (passim) 

Weil vielerorts der Verkehrskollaps droht, berät die 
nrW-landesregierung städte und gemeinden, wie man 
die Chancen der Digitalisierung und Vernetzung von mobili-
tät nutzen kann

Mit flinken Daten besser
vorankommen 

hefsache Mobilität!“ - unter diesem Motto hat
das nrW-Ministerium für Verkehr gemeinsam

mit dem Zukunftsnetz Mobilität die oberbürger-
meister/innen und bürgermeister/innen der nord-
rhein-westfälischen Kommunen jüngst eingeladen.
das interesse an der Veranstaltung war groß. Zu
recht: denn Mobilität ist ein grundbedürfnis der
Menschen. sie ist grundlage gesellschaftlicher teil-
habe und Voraussetzung für wirtschaftlichen erfolg,
Wachstum, beschäftigung und Wohlstand. Mobilität
trägt maßgeblich zur attraktivität der städte und
gemeinden bei. 
das deutsche institut für urbanistik und der deut-
sche städtetag haben 2018 in einer studie heraus-
gefunden, dass die oberbürgermeister/innen und
bürgermeister/innen das thema „Mobilität“
neben „Wohnen“ und „digitalisierung“ zu den
wichtigsten kommunalen themen zählen. Mobili-
tät benötigt diese höchste aufmerksamkeit aller
beteiligten - auf allen ebenen. denn der Hand-
lungsbedarf ist groß. es gilt, die Verkehrsinfra-
struktur in ordnung zu bringen und die Chancen

Dr. Dirk Günnewig
ist abteilungsleiter
Mobilität, digitali-
sierung und 
Vernetzung im
nrW-Ministerium
für Verkehr 
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Ziel der NRW-Landesregierung ist es, das Land zur Modellregion für innovative Mobilität
zu machen
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zu nutzen, welche digitalisierung und Vernetzung
bieten. 
Mobilität verändert sich. neue angebote ergänzen
die bestehenden. digitalisierung und Vernetzung er-
möglichen neue innovative Mobilitätsangebote mit
der großen Chance, stau, lärm und luftschadstoffe
zu reduzieren. sie optimieren den Verkehrsfluss und
machen es möglich, die infrastruktur und die unter-
schiedlichen Verkehrsmittel effizient zu nutzen. 

Mobilität der Zukunft für das land besteht das
ehrgeizige Ziel des Koalitionsvertrages, nordrhein-
Westfalen zu einer Modellregion für Mobilität 4.0 zu
entwickeln - mit intelligenter Verkehrsführung, neuen
vernetzten Mobilitätskonzepten, digitalen angeboten
und mit der Perspektive des autonomen fahrens. das
ist keine kurzfristig zu bewältigende aufgabe. es gilt,
einen langfristigen Prozess zu organisieren und zu
steuern. es braucht antworten auf die frage, wie man
mit neuen Chancen in einem sich rasch wandelnden
umfeld umgehen soll.
daher hat sich das nrW-Verkehrsministerium auf die
transformation seines aufgabengebietes eingestellt.
seit anfang 2018 wird eine zusätzliche interdiszipli-
näre fachabteilung mit 35 stellen aufgebaut. sie soll
helfen, die Chancen der digitalisierung und Vernet-
zung in der Mobilität zu erschließen. sie bringt sich ein
in die heterogene landschaft der akteure - moderie-
rend, fördernd und fordernd. 
die Handlungsfelder der neuen abteilung werden an-
schaulich durch das von ihr entwickelte Kapitel „intel-
ligente Mobilität für mehr freiheit und teilhabe“ in der
„strategie für das digitale nordrhein-Westfalen“. ers-
tens ist eine bedarfsgerechte, funktions- und leis-
tungsfähige Verkehrsinfrastruktur die grundlage
intelligenter, digitalisierter und vernetzter Mobilität.
das land investiert deshalb in erhalt, ausbau und Mo-
dernisierung der infrastruktur. die digitalisierung von
Verkehr braucht intakte straßen und schienen. darauf
können dann digitalisierungsprojekte aufbauen. 

Leitsystem für Lkw ein beispiel für die unter-
stützung von Kommunen in nordrhein-Westfalen
ist das Projekt einer effizienten und stadtverträgli-
chen lkw-navigation. ausgehend von positiven er-
fahrungen im rheinland und dem ruhrgebiet plant
das land, das system in diesem Jahr auf ganz nord-
rhein-Westfalen auszuweiten. unterstützt werden
die logistikbranche und die Kommunen des landes
dabei, den lkw-Verkehr effizient zu leiten - entspre-
chend definierter Vorrangrouten, die den Karten-
herstellern über den Mobilitätsdaten-Marktplatz
bereitgestellt werden.
ein zweites Handlungsfeld ist inter- und multimo-
dale Mobilität, welche die nutzenden und deren
Mobilitätsinteresse in den Mittelpunkt stellt. die
unterschiedlichen Verkehrsträger müssen derart in-
telligent vernetzt werden, dass jede(r) einzelne zwi-

schen diversen alternati-
ven wählen kann, um die
ideallösung für die per-
sönliche, individuelle Mo-
bilität zu finden. 
Wichtig sind in diesem Zu-
sammenhang zunächst
Verknüpfungspunkte un-
terschiedlicher Verkehrs-
träger. Hier setzt ein neues
förderprogramm an, mit
dem unter anderem Mo-
bilstationen gefördert werden. intermodale Mobili-
tätsketten sind dann leistungsfähig, wenn diverse
Verkehrsmittel nahtlos kombinierbar sind, trans-
port- und reisewege unabhängig vom Verkehrsmit-
tel unkompliziert gefunden werden, informationen
in echtzeit bereitstehen und Mobilitätsangebote
komfortabel gebucht sowie bezahlt werden können.
erst dadurch werden intermodale Mobilitätsketten
attraktiv und bilden eine alternative zum einzeln
genutzten Pkw. Hierzu müssen zahlreiche eigen-
ständige akteure gewonnen werden, zusammenzu-
wirken. 

Digitaler Nahverkehr drittes Handlungsfeld ist
eine digitalisierungsoffensive für einen modernen
Öffentlichen Personennahverkehr. im Herbst 2017 hat
der nrW-Minister für Verkehr, Hendrik Wüst, ge-
meinsam mit den Zweckverbänden sowie Verkehrs-
verbünden und -unternehmen im rahmen der
ÖPnV-digitalisierungsoffensive ein Paket von rund
30 Maßnahmen vereinbart. sie sollen die ÖPnV-an-
gebote stärker digitalisieren und damit attraktiver
machen sowie neue Mobilitätsangebote integrieren.
ein beispiel ist die entwicklung von eticketing-sys-
temen und die entwicklung einheitlicher etarif-lö-
sungen. abgeschlossene Pilotprojekte wie das
„nextticket“ im Verkehrsverbund rhein-ruhr mit
rund 8.000 teilnehmenden oder der laufende feld-
test zum „fairtiQ“ im Verkehrsverbund rhein-sieg
zielen auf die erprobung von smartphone-basierten
elektronischen ticketlösungen ab. die vierte zen-
trale aufgabe liegt darin, vernetztes, automatisier-
tes und in der Zukunft auch autonomes fahren
frühzeitig verkehrssicher zu erproben und zu er-
möglichen. 
es ist eine Mannschaftsleistung, die Chancen der
digitalisierung und Vernetzung von Mobilität zu
nutzen. Zahlreiche akteure müssen dabei zusam-
menwirken. daher setzt das land auf den konzen-
trierten austausch mit Wissenschaft, innovativen
unternehmen, Mobilitätsdienstleis-
tern, Verkehrsunternehmen und
deren organisationen. 

Über Stadtgrenzen hinaus Weil
Mobilität jedoch vor ort gemacht

Weitere Informationen im Internet:

www.bündnis-für-mobilität.nrw.de

www.zukunftsnetz-mobilitaet.nrw.de 

Der Verkehrsverbund
Rhein-Ruhr hat 2018 mit
rund 8.000 Interessierten
die neue Bezahl-App
„nexTicket“ getestet
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wird, liegt der schwerpunkt vor allem auf einer engen
Zusammenarbeit mit den Kreisen, städten und ge-
meinden. Mobilität endet nicht an der grenze einer
gebietskörperschaft, sie muss regional entwickelt wer-
den. regionale Kooperationen in ostwestfalen, im
Münsterland, im ruhrgebiet, am niederrhein und im
rheinland arbeiten bereits Kommunen übergreifend
an Konzepten zur Verbesserung der Mobilität. 
das land unterstützt diese Zusammenarbeit mit meh-
reren instrumenten. durch ein neues förderangebot
werden unter anderem die entwicklung von Konzep-
ten zu Vernetzung und digitalisierung, aber auch
Maßnahmen des Mobilitätsmanagements sowie der
aufbau von Mobilstationen zur Vernetzung unter-
schiedlicher Verkehrsträger finanziert. 
dazu braucht es geld. das reicht aber nicht. erforder-
lich ist ein neues Verständnis von Mobilität, und dafür
sind die Handelnden auf innovative impulse angewie-
sen. infrastrukturvorhaben und neue Mobilitätsange-
bote sind nur dann erfolgreich, wenn sie bei den
Menschen auf akzeptanz stoßen. 

Bewusstsein und Akzeptanz ein wichtiges in-
strument ist daher eine frühzeitige beteiligung der
Öffentlichkeit. Hier setzt das neu gegründete
„bündnis für Mobilität“ an. Mehr als 70 Partner
haben sich in dem von der gesamten landesregie-
rung getragenen bündnis zusammengefunden. es
arbeitet eng mit regionalen initiativen in bezug auf
konkrete Maßnahmen zusammen. 
das bündnis für Mobilität setzt sich in seiner säule
„infrastruktur“ dafür ein, bewusstsein zu wecken
für die bedeutung einer funktionierenden Verkehrs-
infrastruktur, diejenigen zu beteiligen, die daran ein
vitales interesse haben, und für akzeptanz zu wer-
ben. Mit seiner zweiten säule „Mobilität“ widmet
sich das bündnis der transformation des Mobili-
tätssystems durch digitalisierung und Vernetzung. 
bekanntlich geschieht die gestaltung und transfor-
mation der Mobilitätsstrukturen und -systeme vor
ort. deshalb hat das land das Zukunftsnetz Mobi-
lität nrW gestärkt und ausgebaut. landesweit 
unterstützen vier Koordinierungsstellen die Kom-
munen bei der initiierung des kommunalen Mobi-
litätsmanagements, bieten konkrete angebote für
zielgruppenspezifische Mobilitätsmanagement-
Maßnahmen, organisieren den informations- und
erfahrungsaustausch, beraten vor ort, führen Qua-
lifizierungen durch und vermitteln Kooperations-
partner. 
das Zukunftsnetz unterstützt die Kommunen bei
der ganzheitlichen betrachtung der Mobilität und
dabei, diese dauerhaft in der gesamten Verwaltung
zu verankern. dazu ist ein kooperatives Handeln
und Planen der fachbereiche notwendig. 158 Kom-
munen haben sich bereits dem Zukunftsnetz an-
geschlossen. neue Mitglieder sind weiterhin will-
kommen. ◼
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stadtwerke erbringen zentrale leistungen der Daseins-
Vorsorge und können diese mithilfe der Digitalisierung 
noch verbessern, brauchen dafür aber adäquate und faire 
rahmenbedingungen

Kommunale Unternehmen
wichtige Akteure der 
Digitalisierung

ie digitale transformation erfasst bereits jetzt
wesentliche bereiche des lebens und Wirtschaf-

tens. für die Zukunft gilt: es wird digitalisiert, was di-
gitalisiert werden kann. dabei bietet digitalisierung
die Chance, wesentliche gesamtgesellschaftliche He-
rausforderungen - etwa den demografischen Wandel
oder die energie- und Verkehrswende - auf bisher
nicht gedachtem Wege anzupacken oder aber auch
klimatische und umweltbezogene Herausforderun-
gen besser zu prognostizieren und damit effizienter
zu bewältigen.
die digitalisierung verändert lebensgewohnheiten
und geschäftsmodelle. sie schlägt sich auch in städ-
ten, gemeinden und Kreisen sowie ihren kommuna-
len unternehmen nieder. diese leisten mit der effi-
zienten und sicheren bereitstellung wesentlicher Ver-
und entsorgungssparten wie strom, gas, Wärme,
Wasser, abwasser, abfallwirtschaft und stadtreini-
gung seit jeher einen wichtigen beitrag zu einem
funktionierenden gemeinwesen, zu sozialer teilhabe
und zu Versorgungssicherheit.

Moderne Daseinsvorsorge in den kommenden
Jahrzehnten wird sich jedoch zunehmend ein neues
Verständnis der Kommune und ihres umfeldes als
„smart City“ oder „smart region“ herausbilden. Mo-
derne daseinsvorsorge ist zukünftig mehr als nur die
Versorgung mit energie und Wasser sowie die ent-

D

Wie andere kommunale Unternehmen stellen sich die Stadtwerke Hilden den
Herausforderungen der Digitalisierung

Dr. Jürgen Kruse ist 
referent der landes-
gruppe nrW des 
Verbandes kommunaler
unternehmen

Markus Moraing ist 
geschäftsführer der 
landesgruppe nrW des
Verbandes kommunaler
unternehmen
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sorgung von abwasser und abfall. im 21. Jahrhun-
dert zählen auch leistungsfähige digitale infra-
strukturen wie breitband-datennetze und 5g-Mo-
bilfunk zur daseinsvorsorge. denn ohne diese ist
keine digitalisierung von Wirtschaft und gesell-
schaft möglich.
die kommunalen unternehmen leisten dazu einen
wichtigen beitrag und versorgen bereits heute
mehr als sechs Millionen Kund(inn)en mit breit-
band-datennetzen. sie investieren in den kommen-
den Jahren mehr als eine Milliarde euro in digitale
infrastrukturen in den Kommunen - von glasfaser-
leitungen bis zu funknetzen für das internet der
dinge (long range Wide area networks - lora-
Wan). damit legen sie die grundlage für die giga-
bitgesellschaft.
auch an der Mobilität lässt sich erkennen, dass der
digitale Wandel zunehmend an geschwindigkeit
zunimmt. bis vor wenigen Jahren stand bei auto-
unternehmen die Hardware - das Kfz aus stahl und
Kunststoff - im Vordergrund. insbesondere mit dem
amerikanischen e-Mobil-Hersteller tesla rückt
mehr und mehr die software in den fokus. 

Mobilität als Dienstleistung in wenigen Jahren
wird Mobilität ein smart service sein, bei dem der
transport beispielsweise durch selbstfahrende elek-
trisch betriebene busse, betrieben von kommunalen
unternehmen, geschieht. die Kommunalwirtschaft
ist technisch und organisatorisch auf einem guten
Weg, diesen extrem beschleunigten Paradigmen-
wechsel umzusetzen.
auch der ausbau weiterer digitaler infrastrukturen und
smart services steht ganz oben auf der agenda der
Kommunalwirtschaft. Kommunale daten sind hierfür
die basis. bei der nutzung dieser daten steht für kom-
munale unternehmen der Mehrwert für die Menschen
und die Wirtschaft im Zentrum aller Überlegungen. 
statt „digitaler disruption“ à la silicon Valley, hervor-
gerufen durch datenkraken, wollen kommunale un-
ternehmen daten nutzen, um den digitalen Wandel
vor ort durch gemeinwohlorientierte datenbasierte

angebote anzustoßen. in diesem sinne sind kommu-
nale unternehmen wesentliche akteure einer erfolg-
reichen digitalen transformation.

Kommunal digital beispiele aus der Praxis illus-
trieren am besten die zahlreichen digitalen aktivitä-
ten kommunaler unternehmen. diese finden sich in
der gesamten breite der Kommunalwirtschaft - in der
energie-, Wasser- und abwasserwirtschaft, in der ab-
fallwirtschaft und der stadtreinigung oder in der te-
lekommunikation - viele davon in nrW:

•   als weltweit erster kommunaler energieversorger
haben etwa die WuppertalerStadtwerke einen Han-
delsplatz für Ökostrom mittels blockchain in betrieb
genommen. auf dem online-Portal „tal.Markt“ kön-
nen Kund(inn)en Ökostrom von lokalen anbietern
erwerben und ihren energiemix selbst zusammen-
stellen. Jede transaktion wird über die blockchain-
technologie mithilfe so genannter smart Contracts
fälschungssicher ausgeführt.

•   das Kölner Versorgungsunternehmen Rheinenergie
stellt seinen geschäftskund(inn)en ein virtuelles
Kraftwerk zur Verfügung. dieses ermöglicht es, 
dezentrale anlagen mittels der stetig wachsenden
Möglichkeiten der digitalisierung zu steuern. da-
mit können sie in der direktvermarktung oder auf
dem Markt für kurzfristige regelenergie - die so ge-
nannte Minutenreserve - sowie in weiteren ge-
schäftsmodellen optimal genutzt werden.

•  eine von den Stadtwerken Hilden entwickelte
smart Home-lösung macht es möglich, die raum-
temperatur zu regeln und zu prüfen, ob fenster
und türen geschlossen sind, oder die beleuchtung
zu kontrollieren. darüber hinaus erhalten die nut-
zenden eine benachrichtigung, wenn rauchmelder
oder Überflutungssensor anspringen oder die
Warnsirene losgeht. Ziel ist mehr sicherheit, Kom-
fort, energieeffizienz und lebensqualität für die
Kund(inn)en.

•  die Stadtwerke Düsseldorf haben mit der
smartphone-app „stadtwerkzeug“ einen zentra-
len assistenten für die bürger/innen der stadt düs-
seldorf entwickelt, der das leben vor ort verein-
facht. alles lokale findet sich dabei in einer app:
nachrichten, freizeit- und Veranstaltungstipps,
restaurantfinder, ÖPnV und örtliche dienstleis-
tungen wie abfallkalender und störungsmeldun-
gen. dazu kommen energie-themen wie online-
Verwaltung der lieferverträge, Preisrechner und
tipps zum energie sparen.

•  die Stadtwerke Unna bieten in Kooperation mit
dem Carsharing-anbieter stadtmobil flexibles e-
Carsharing an. Kund(inn)en der stadtwerke können
eine e-driveCard und damit den schlüssel zu einer
bMWi3-flotte bekommen. die elektroautos wer-
den mit 100 Prozent Ökostrom aufgeladen und ha-
ben eine reichweite von gut 190 Kilometern. die

In Kooperation mit
der Firma Gelsen-Net
bauen die Hertener
Stadtwerke Glasfaser-
Datennetze für
schnelles Internet auf
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buchung erfolgt über eine app oder über ein inter-
netportal.

dies sind nur einige von vielen beispielen. die kom-
munalen unternehmen sind somit auf einem guten
Weg, sich betriebswirtschaftlich zu agilen digitalen
unternehmen fortzuentwickeln. Viele Mitglieder des
Verbandes kommunaler unternehmen (VKu) nrW
haben damit begonnen, so genannte fluide organi-
sationsformen einzuführen - mit dem Ziel, das Know-
how der belegschaft voll ausschöpfen und damit die
eigene innovationsfähigkeit zu verbessern. 
ein beispiel dafür ist der Co-Workingspace der stadt-
werke düsseldorf. in einem neuen arbeitskreis des
VKu nrW zum thema „digitale transformation“
werden sich künftig die Mitgliedsunternehmen über
moderne innovation frameworks oder Möglichkeiten
der selbstführung austauschen und gemeinsam
Handlungsleitfäden erarbeiten.

Digitale Spaltung verhindern um die Chancen
der digitalisierung für smarte städte und regionen
nutzen zu können, müssen die technischen Voraus-
setzungen gegeben sein. dabei sind leistungsfähige
digitale infrastrukturen wie breitband-datennetze
und 5g-Mobilfunk entscheidend. denn die technik
5g ermöglicht nicht nur schnelleren Mobilfunk, son-
dern stellt die zentrale steuerungstechnologie für die
digitale Zukunft dar. 
für smart City- und smart region-anwendungen
brauchen kommunale unternehmen 5g-frequenzen
zur regionalen nutzung. ebenso wie firmen die
Chance erhalten sollen, eigene Werksnetze aufzu-
bauen, sollten auch Kommunen die Möglichkeit ha-
ben, smart City-netze aufzubauen. bisher sind regio-
nale 5g-frequenzen von der bundesnetzagentur
nicht vorgesehen. Hier besteht also noch Handlungs-
bedarf.
darüber hinaus ist der anschluss an leistungsfähige
digitale infrastrukturen wie breitband und 5g mo-
derne daseinsvorsorge. so wie niemand in ländlichen
regionen von der Versorgung mit strom und Wasser

abgeschnitten wird, darf es keine digitale spaltung
zwischen stadt und land geben, wenn die Wettbe-
werbsfähigkeit und der Zusammenhalt des landes
bewahrt werden sollen.

Level-Playing-Field nötig neben den techni-
schen Voraussetzungen muss auch der rechtsrah-
men weiterentwickelt werden. Überlegungen, die
Verpflichtung kommunaler unternehmen zur Wei-
tergabe ihrer daten auszudehnen und zu verschär-
fen, schaffen eine Wettbewerbsverzerrung, von der
vor allem monopolistische digitalkonzerne profitie-
ren dürften. 
Müssen nur öffentliche unternehmen ihre daten ver-
öffentlichen und weitergeben, werden sie im Wettbe-
werb mit privaten unternehmen strukturell und nicht
aufholbar benachteiligt. Kommunale unternehmen
brauchen keine ausnahmen, sondern einen rechts-
rahmen, der gleiche spielregeln für alle Marktakteure
festlegt und so einen fairen wie auch transparenten
Wettbewerb schafft - ein level-Playing-field.
gleiches gilt beim thema gemeindewirtschaftsrecht.
die kommunalen unternehmen können und wollen
sich dem Wettbewerb mit privaten unternehmen stel-
len und dafür die Chancen der digitalisierung nutzen.
Während private energieversorger und it-unterneh-
men wie google & Co. hier keine einschränkungen hin-
nehmen müssen, treffen kommunale unternehmen
auf Vorgaben des gemeindewirtschaftsrechts, die der
wirtschaftlichen betätigung grenzen setzen.
im digitalen Zeitalter sollte es den kommunalen
unternehmen erlaubt sein, ihre leistungen der da-
seinsvorsorge mit digitaler technologie zu verbes-
sern und für ihre Kund(inn)en neue angebote zu
schaffen. notwendig ist dafür ein an den Heraus-
forderungen des digitalen Zeitalters orientiertes
modernes Verständnis des gemeindewirtschafts-
rechts. Hierzu bedarf es keiner gesetzesänderung,
wohl aber einer wettbewerbsadäquaten auslegung
der gesetzlichen Vorgaben für kommunale wirt-
schaftliche betätigung - insbesondere im energie-
sektor. ◼

Planungspraxis kleiner und mittlerer Städte in Deutschland
Neue Materialien zur Planungskultur, hrsg. v. Prof. Julian Wékel, David Ohnsorge u. Dr. Anna Zdiara, 21 x 28,5
cm, 250 S., herunterzuladen unter www.isw-isb.de/service/fachliteratur/, ISBN 3-00-060444-7 

Weit mehr als die Hälfte der bevölkerung in deutschland lebt in gut 2.700 kleinen und mittleren städten.
diese sind ein wichtiger bestandteil des polyzentrischen städtenetzes, übernehmen für ihre region
wichtige funktionen und tragen wesentlich zu demokratischen Prozessen, Meinungsbildung und ge-
sellschaftlichem Zusammenhalt bei. in der Publikation, die als Kooperation zwischen deutschem städ-
tetag, deutschem städte- und gemeindebund, institut für städtebau und Wohnungswesen sowie
bundesinstitut für bau-, stadt- und raumforschung entstanden ist, werden 51 Planungsprozesse mit
blick auf aktuelle Herausforderungen der stadtentwicklung vorgestellt.

BUCHTIPP

Kommunale 
unternehmen

wollen sich dem
Wettbewerb mit
privaten 
unternehmen 
stellen 
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n vielen Wohnquartieren - im städtischen wie im
ländlichen umfeld - schließen zunehmend einrich-

tungen der nahversorgung. Menschen ziehen weg,
immobilien verlieren an Wert, soziale und technische
infrastruktur schrumpfen - das Wohnumfeld verliert
lebensqualität. die gründe sind häufig demografi-
scher Wandel, Marktversagen oder Konzentrations-
prozesse in der Wirtschaft. die gleichwertigkeit der
lebensverhältnisse ist damit in frage gestellt. es sind
alternative lösungen gefragt. und genau dazu leistet
das dorV/quartVier-Konzept einen zukunftsweisen-
den beitrag. 
dabei geht es um lebensmittel, um private und öffent-
liche dienstleistungen, medizinisch-soziale Versor-
gung, Kommunikations- und Kulturangebote in einem
Zentrum, an einem ort, in einem ladenlokal - und all
das stationär wie digital. das schafft nahversorgung
gerade in kleineren Wohnstandorten - auch betriebs-
wirtschaftlich abgesichert - als rundumversorgung. 
Wesentlich für den erfolg ist dabei die Zusammenar-
beit von bürger/innen, privater Wirtschaft und öf-
fentlicher Hand. der gewinn für die gesellschaft ist
vielfältig und liegt im sozialen, ökologischen und öko-
nomischen bereich. fünf grundprinzipien sichern
den erfolg und schaffen sogar Wettbewerbsvorteile
gegenüber discounter und supermarkt:

•  Bündelung: alles unter einem dach - in einem la-
denlokal, aus einer Hand, mit eigenem Personal.
dies spart betriebs- und Personalkosten.

Das DorV-Konzept der multifunktionalen nahversorgung
macht es möglich, den menschen auch an entlegenen 
standorten die wichtigsten Dinge des täglichen Bedarfs 
bereitzustellen

Neuer Mittelpunkt statt leerer Läden

Heinz Frey ist 
geschäftsführer
der dorV-Zentrum
gmbH 

DER AUTOR

i

•  Konzentration: ein passgenaues angebot als
grundversorgung, klar ausgerichtet an den bedürf-
nissen der bürger und bürgerinnen. 

•   Regionalprinzip: einbindung regionaler erzeuger
und anbieter. dies garantiert eine hohe transpa-
renz hinsichtlich Qualität, Herkunft sowie trans-
port der Waren und stärkt die bestehenden stand-
orte der Zulieferer wie landwirt, bäcker und
Metzger. 

•   Qualität: handwerkliche Qualitätsarbeit, frische
der Produkte und räumliche nähe als Wettbe-
werbs- und standortvorteil 

•   Neue Medien: digitalisierung als Chance begreifen
- die Versorgung wird besser, entfernungen fallen
weg. die online-basierte abhol-station dient dabei
nicht als ersatz, sondern als gezielte ergänzung des
stationären angebots. 

Neuer Treffpunkt das bündeln aller Versorgungs-
einrichtungen lässt den treffpunkt im dorf oder im
Quartier genau da entstehen, wo sich andere zurück-
ziehen. freiwilligenagenturen, Mehrgenerationen-
häuser, neue Wohnformen, alternative Mobilitäts-
konzepte, Hol- und lieferdienste können dies sinnvoll
ergänzen. nur in dieser neuartigen form der bünde-
lung wird das geld verdient, welches neben all dem
bürgerschaftlichen engagement und allen denkbaren
fördermitteln dauerhaft eine wirtschaftliche basis
schafft. das ist nachhaltigkeit. der soziale Profit steht
jedoch klar im Vordergrund. die Kooperation mit ge-
werblichen anbietern, auch mit Kirchen und Wohl-
fahrtsverbänden, verstärkt dies noch. 
Ökologie aspekte und umweltschutz berücksichti-
gen, ressourcen schonen, der energiekostensteige-
rung trotzen, entfernungen reduzieren, regionale an-
gebote ganz bewusst mit einbinden - all dies sind
ansätze des dorV-Konzeptes. es bietet sogar die

An 40 Standorten
in Deutschland
versorgen DORV-
Zentren die 
Bevölkerung mit
Waren des 
täglichen Bedarfs
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Möglichkeit einer vorsichtigen neuausrichtung der
gesellschaft. die regionale Wertschöpfung knüpft
daran an oder baut darauf auf. 
lebenslang in der vertrauten sozialen umgebung le-
ben können, Wohnen und arbeiten wieder zusam-
menbringen, soziale und technische infrastruktur si-
chern: so bleiben Werte erhalten. Chancen zur
teilhabe, zum bürgerschaftlichen engagement, zum
ehrenamt werden geboten. eine nicht gering zu
schätzende folge stellt auch gesunde und bewusste
ernährung dar: das rezept an der ladentheke, der
„Kochkurs“ im dorV-Zentrum, Kinder lernen wieder
einkaufen und lebensmittel schätzen. 

Alles unter einem Dach Mit einer auf den jeweili-
gen standort ausgerichteten strategie baut dorV ge-
meinsam mit bürger/innen, der öffentlichen Hand, Ver-
bänden und einrichtungen sowie der privaten
Wirtschaft über eine seit Jahren erprobte und wissen-
schaftlich begleitete Methode multifunktionale nah-
versorgungszentren auf: für das dorf als dorV, für den
stadtteil als quartVier und für den kleinen bahnhof als
serVicePunkt.1

spezielle analysemethoden und individuelle bürger/
innenbefragung gehören ebenso dazu wie der „mit-
wachsende“ businessplan und eine abgestufte umset-
zungsbegleitung sowie zuletzt die finanzielle eigen-
beteiligung der betroffenen, etwa über die dorV-aktie
oder über eine genossenschaftliche lösung.2

Ergänzung Abholstation Jüngstes ergebnis der
praxisorientierten Weiterentwicklung des dorV-
Konzeptes ist die online-basierte abholstation. sie
stellt den bewohner(inne)n im Quartier in stadt und
land über das stationäre angebot hinaus ein Vollsor-
timent bereit. darüber hinaus verschafft sie Zugang
zur Vielfalt an lebensmitteln und gütern des tägli-
chen bedarfs, zu regionalen Produkten und direkt-
vermarktern, zu einer fülle an dienstleistungen und
zugleich zu den vielfältigen non-food-angeboten der
innenstädte und des internets. das stärkt ganz ne-
benbei die wirtschaftliche existenz aller Partner. 
Zudem löst es schwierige logistische Probleme - nicht
nur des lebensmittel-onlinehandels - wie die Über-
brückung des letzten Kilometers zum Kunden/zur
Kundin oder die notwendigkeit einer frisch halten-
den Verpackung. technik und Mensch werden ent-
sprechend der „it-fähigkeit“ zusammengebracht.
der bestellvorgang kann daher auch direkt im „tan-
te-emma-laden“ erfolgen. der transport dorthin ge-
schieht über eine bestehende logistikstruktur, ohne
dass zusätzliche Kilometer zurückgelegt werden
müssen. die Pakete nimmt der Kunde in Verbindung
mit seinem „sowieso-einkauf“ einfach mit.3

40 Mal umgesetzt das erste dorV-Zentrum er-
öffnete 2004 in Jülich-barmen. das Konzept hat seit-
dem im ländlichen raum rasch bedeutung gewon-

nen und wurde an vierzig standorten erfolgreich um-
gesetzt. digitale strukturen sind im system dorV
von beginn an integriert. dank des intensiven aus-
baus leistungsfähiger internetverbindungen auch im
ländlichen raum ist eine wesentliche grundvoraus-
setzung für Weiterentwicklung von dorV mit der ak-
tuellen Projektidee geschaffen. Zurzeit wird eine Pi-
lotphase im aachener raum durchgeführt, bei der
ende 2019 mit ersten ergebnissen zu rechnen ist. so-
mit stellt eine Übertragung auf bundesweite struk-
turen die zweite stufe der entwicklung dar.
niemand weiß, wie die Menschen in zehn Jahren ein-
kaufen und sich versorgen - digital oder stationär, mit
selbstfahrendem auto, mit drohnenanlieferung …
oder braucht es doch noch den „Menschen unter
uns“? Chancen gilt es heute zu nutzen - gerade für
städte und gemeinden in schrumpfenden regionen.
aber das geht nicht von allein. Vielmehr erfordert es
ein umdenken auf allen ebenen:

•   Staat, öffentliche Hand, Verbände, Politik: sie sol-
len loslassen und die bürger/innen in ihrem kreati-
ven tun nicht einengen, behindern oder ihnen ge-
setzliche grenzen setzen, sondern sie sollten
neues zulassen. 

•   Bürger/innen: sie sollen abstand nehmen von ih-
rer „ich-orientierten Konsumhaltung“ und statt-
dessen das soziale Miteinander wieder lernen. bür-
gerengagement wirkt und schafft innovative
ansätze. 

• Privatwirtschaft, Institutionen, Einrichtungen: sie
werden Chancen erkennen, Kooperationen einge-
hen und synergien nutzen. 

Unter dem Motto 
„ONLEIN versorgt - one
stop ein shop“ nehmen
die DORV-Zentren auch
online-Bestellungen an
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1 die dorV-gründer betreiben seit 15 Jahren genau drei dieser Zentren, das
dorV in Jülich, das quartVier in düren und den serVicePunkt in stolberg,
genau deswegen, um auch praxisnah die gesamtidee weiter entwickeln
können -  siehe im internet www.dorv.de  und www.quartVier.de 
2 Zur umsetzungsstrategie s. ebd., hier 
3 Vgl. www.onlein.shop , im rahmen eines förderprojektes der nrW lan-
desregierung zum thema „stationären und digitalen einzelhandel zu-
sammen denken“ wird diese pick-up-station gerade entwickelt.

Kontakt 

Heinz frey
Prämienstraße 49
52428 Jülich
tel. 02461-3439-595
fax 02461-3439-596
e-Mail: frey@dorv.de 

Weitere infos im 
internet

www.dorv.de 
www.quartVier.de 
www.onlein.shop 
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Das DORV-Konzept sieht fünf Säulen zur Erhaltung
der Lebensqualität im ländlichen Raum vor
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Berlin-Institut: die demografische lage der nati-
on, was freiwilliges engagement für die region
leistet, berlin 2011
Berlin-Institut: die Zukunft der dörfer, berlin nov.
2011
Bundesverband der Regionalbewegung, hier
definition von nahversorgung, hier: Positions-
papier - s. http://www.regionalbewegung.de/
index.php?id=416 
Embacher, Serge: baustelle demokratie, Ham-
burg 2012
Institut für Ökologische Wirtschaftsforschung
ggmbH (iÖW): Versorgung mit Waren des tägli-
chen bedarfs im ländlichen raum, berlin 2005
Institut für Städtebau und Wohnungswesen
(isW): Planungspraxis kleiner und mittlerer städte
in deutschland - neue Materialien zur Planungs-
struktur, München 2018
Klingholz, Reiner (berlin-institut); Kuhn, eva
(iass): Vielfalt statt gleichwertigkeit, Was bevöl-
kerungsrückgang für die Versorgung ländlicher
regionen bedeutet, berlin, sept. 2013
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es gilt also, lösungen zu entwickeln, welche die
gleichwertigkeit der lebensverhältnisse garantieren,
welche gleichzeitig die junge generation und den so-
zialstaat entlasten. Jeder tag, den die gesellschaft es
älteren Mitbürger(inne)n ermöglicht, zu Hause gut
versorgt zu leben, erspart den sozialkassen ausgaben
und erhöht die lebensqualität. Jeder Kilometer, der
nicht mit dem auto zurückgelegt wird, spart energie
und schont die umwelt. Jede stunde, die man nicht
im stau verschwendet, verschafft Zeit für familie, be-
ruf, freizeit - Zeit zum gesellschaftlichen, sozialen,
kulturellen und politischen engagement. ◼

ie digitalisierung durchdringt und verändert alle
lebensbereiche. die meisten Menschen erleben

digitalisierung zuvorderst im privaten umfeld, ange-
fangen beim smartphone oder dem smart Home.
aber auch in der industrie findet eine rasante ent-
wicklung statt, die man noch vor wenigen Jahren
nicht für möglich gehalten hätte. 
selbst bei dienstleistungen der öffentlichen Verwal-
tung drängt die Zeit, um die digitale transformation
zu bewältigen. es ist wichtig, diesen Prozess aktiv zu
gestalten, um die rahmenbedingungen selbst bestim-
men zu können. dieses erfordernis hat die landesre-
gierung in nordrhein-Westfalen erkannt und im
Koalitionsvertrag ausdrücklich die absicht formuliert,
die Chancen der digitalisierung in der nordrhein-west-
fälischen baupolitik zu nutzen und mit einer innovati-
ven, vernetzten Wirtschaft die Voraussetzungen für
Wachstum und Wohlstand für morgen zu schaffen.

Die nrW-landesregierung unterstützt Kommunen bei der
einführung des Digitalen Baugenehmigungsverfahrens -
nicht zuletzt um den Wohnungsbau in schwung zu bringen 
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dies gilt insbesondere für komplexe Verwaltungsleis-
tungen wie die erteilung einer baugenehmigung. das
nrW-Ministerium für Heimat, Kommunales, bau und
gleichstellung (MHKbg) hat sich zum Ziel gesetzt, in
einem Modellprojekt über vier Jahre die Kommunen
bei der implementierung eines zeitgemäßen systems
zur digitalen einreichung von bauanträgen zu unter-
stützen. dies soll einen beitrag leisten zu dem Ziel der
landesregierung, den dringend erforderlichen Woh-
nungsbau durch ein positives Klima für neubauten
zu unterstützen. 

Leitfaden zur Einführung ein baustein ist die be-
schleunigung von baugenehmigungsverfahren. Ziel
ist es, flächendeckend in nordrhein-Westfalen das
stellen eines bauantrags zu ermöglichen und im Wei-
teren die gesamte Verfahrensstruktur digital abzubil-
den sowie zu gestalten. es soll ein digital verfügbarer
leitfaden entwickelt werden, der konkrete Hand-
lungsempfehlungen zur einführung und umsetzung
eines digitalen baugenehmigungsverfahrens in den
212 unteren bauaufsichtsbehörden in nordrhein-
Westfalen gibt. in diesen Prozess bezieht das MHKbg
die drei kommunalen spitzenverbände und die bei-
den baukammern ein, damit die belange der kommu-
nalen selbstverwaltung sowie der planenden
architekt(inn)en und ingenieure sowie ingenieurin-
nen berücksichtigt werden.
das baugenehmigungsverfahren ist eine der komple-
xesten leistungen in der Verwaltung und daher ent-

sprechend aufwändig. Wichtig ist deshalb die festle-
gung einer einheitlichen grundstruktur und standar-
disierter rahmenbedingungen - unabhängig von
einzelnen softwarelösungen. 
Jenseits der genehmigung des klassischen einfami-
lienhauses sind gerade bei von sonderbauten extrem
unterschiedliche anforderungen zu erfüllen. darüber
hinaus ist eine Vielzahl von Verwaltungsstellen ein-
zubeziehen - bei aufwändigen bauvorhaben mitun-
ter bis zu 16. eine baugenehmigung kann nur dann
erteilt werden, wenn dem Vorhaben keine öffentlich-
rechtlichen Vorschriften - sprich: aus einem weiten
juristischen feld - entgegenstehen.

Mehrfach Vorteile ein vollständig digitales Verfah-
ren wird daher viele Vorteile bringen. digitalisierung
ist also weder selbstzweck noch unvermeidbare ent-
wicklung. Vielmehr ermöglicht sie einen besseren Zu-
gang zum Verfahren, den Wegfall von Postlaufzeiten,
schnelleren Zugriff auf dokumente, parallele sowie
sternförmige beteiligung und die unmittelbare Ver-
knüpfung mit Plänen und anderen akten. darüber hi-
naus können der weitere umgang mit der erteilten
genehmigung in der nutzung der baulichen anlage
sowie weitere aspekte beschleunigt und optimiert
werden. 
in einer späteren ausbaustufe ist zwingend eine
engere Verzahnung mit dem so genannten building
information Modeling nötig. denn dann erhält man
über den gesamten lebenszyklus eines bauwerks
hinweg - sprich: von der ersten Planungsidee über
den entwurf, die Planunterlagen, die genehmi-
gung, die nutzung über viele Jahrzehnte bis hin
zum abriss - einen „mitlebenden“ digitalen Zwil-
ling.

Sechs Modellkommunen das Modellprojekt di-
gitaler bauantrag wurde anfang 2018 begonnen.
um eine möglichst praxisgerechte erarbeitung der
erforderlichen schritte im einzelnen sicherzustellen,
wurden sechs Modellkommunen unterschiedlicher
struktur und größe ausgewählt - aus jeder gebiets-
körperschaftsgruppe zwei: die kreisfreien städte
Köln und dortmund, die kreisangehörigen städte
ennepetal und Xanten sowie die Kreise gütersloh
und Warendorf. 
Per Vereinbarung zwischen dem MHKbg und den
Modellkommunen wurden am 12. Juni 2018 die ge-
meinsamen Ziele festgeschrieben. den Modellkom-
munen gebührt bereits nach dem ersten Projektjahr
großer dank für die äußerst konstruktive unterstüt-
zung dieses Modellprojektes. nicht nur die unteren
bauaufsichtsbehörden in nordrhein-Westfalen sind
äußerst heterogen in aufbau und größe. auch der
stand der digitalisierung unterscheidet sich erheb-
lich von ort zu ort. es gibt im land bislang kaum eine
Kommune, die durchgängig digital bauanträge erhält
und bearbeitet sowie baugenehmigungen erteilt. 

Das Bau-
genehmigungs-

Verfahren ist eine
der komplexesten 
leistungen der 
Verwaltung 
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Online-Umfrage zum Status quo dass hier
also ein weiter Weg hin zur digitalisierung zu
gehen ist, hat eine online-basierte bestandserhe-
bung in allen unteren bauaufsichtsbehörden des
landes ergeben. bei einer rücklaufquote von rund
91 Prozent liegt ein aussagekräftiges bild vor. da-
nach nutzen rund vier Prozent der antwortenden
Kommunen die fachsoftware zur vollständigen
elektronischen abwicklung des baugenehmigungs-
verfahrens. rund 90 Prozent führen ihre bauver-
fahrensakten nach wie vor hauptsächlich in Papier-
form. 
die beteiligung der fachdienststellen und träger öf-
fentlicher belange erfolgt überwiegend auf konven-
tionellem Wege per Post. nur weniger als ein
Viertel der Kommunen bietet den antragstellenden
online eine Übersicht über den bearbeitungsstand
durch einsicht in die Verfahrensakte. einzelheiten
dieser umfrage sind auf der internetseite des
MHKbg abrufbar1.  
durch den einsatz von fachsoftware unterschiedli-
cher Hersteller erfolgt die bearbeitung von bauanträ-
gen ganz überwiegend digital. Jedoch werden die
bauvorlagen fast ausschließlich in Papierform einge-
reicht. die Papieranträge mit allen anlagen werden
sodann - häufig in eigenständigen scanstellen - in
das Pdf-format umgewandelt. 
Pdf ist sicherlich kein format, das in der fortschrei-
tenden digitalisierung weiterhilft. auf der basis ein-
gescannten Papiers erfolgt gegenwärtig die weitere,
äußerst komplexe bearbeitung. Hier besteht deutlich
optimierungspotenzial. die baugenehmigung wird
gegenwärtig jedoch nicht als elektronischer bescheid,
sondern  wiederum in Papierform „grün gestempelt“
erstellt und versandt.

Unterstützung durch Externe nach der be-
standserhebung in nordrhein-Westfalen hat das
MHKbg das Projekt mit Hilfe eines externen dienst-
leisters vorangebracht. neben einer intensiven be-
schäftigung mit dem sachstand der digitalisierung
in den sechs Modellkommunen ging es um die iden-
tifizierung von best Practice-fällen bundesweit und
eine Marktrecherche. 
Hier zeigte sich, dass zwar vereinzelt gute Modelle
eines digitalen baugenehmigungsverfahrens vorhan-
den sind, es sich aber im regelfall um einzelfälle han-

delt. diese wurden genauer betrachtet, um daraus
modellhafte strukturen ableiten zu können. auch
den blick ins ausland scheute man nicht. die gesamte
Projektgruppe besuchte ein Pilotvorhaben in den
Haag / niederlande, das vollständig digital entwor-
fen wurde.
außerdem hat das MHKbg gemeinsam mit dem
dienstleister und den Modellkommunen Hemm-
nisse gegenüber einer weiteren digitalisierung
identifiziert, die zukünftig auszuräumen sind.
dabei handelt es sich insbesondere um eine hete-
rogene datenstruktur bei digitalen angeboten trotz
des verbindlichen datenstandards XPlan / Xbau,
um das schriftformerfordernis trotz der Möglichkei-
ten des § 3a Verwaltungsverfahrensgesetz, eine
allzu komplizierte digitale signatur, fehlende Mög-
lichkeit zur authentifizierung für die entwurfsvor-
lageberechtigten sowie aspekte des datenschutzes.

Gesamtrahmen E-Government in einem wei-
ter gefassten Zusammenhang ist zudem die um-
setzung des onlinezugangsgesetzes des bundes zu
erwähnen, in die sich das MHKbg bei der digitali-
sierung des baugenehmigungsverfahrens ein-
bringt. auf landesebene sind die anforderungen
des e-government-gesetzes nrW zu beachten.
schließlich hat die Projektgruppe am ende des ers-
ten Projektjahres empfehlungen zur beseitigung der
Hemmnisse sowie zur Konkretisierung der digitali-
sierungsanforderungen erarbeitet. deren gewich-
tung und umsetzung werden aktuell diskutiert. es
zeichnet sich bereits ab, dass die entwicklung eines
landesweiten Portals, das einen einheitlichen elek-
tronischen Zugang zu den unteren bauaufsichtsbe-
hörden in nordrhein-Westfalen ermöglicht, ein
wesentlicher schritt zur durchgängigen digitalisie-
rung des baugenehmigungsverfahrens sein wird. 
dabei ist immer der zweite schritt im blick zu be-
halten. denn erst landesweit gleiche rahmenbe-
dingungen für eine Plattform, auf der die weitere
bearbeitung des digitalen bauantrages erfolgt,
bringen einen maßgeblichen Zugewinn an effi-
zienz.
für die anstehenden umsetzungsschritte werden
gespräche mit den anbietern der in nordrhein-
Westfalen verwendeten fachsoftware geführt. er-
freulicherweise wird deutlich, dass es wenig
technische Hindernisse gegenüber funktionieren-
den lösungen gibt. die Herausforderung des lan-
des wird darin bestehen, einerseits einheitliche
standards für eine medienbruchfreie elektronische
abwicklung in nordrhein-Westfalen herzustellen,
andererseits aber die einbindung von softwarelö-
sungen unabhängig vom Hersteller zu ermögli-
chen. ◼

1 www.mhkbg.nrw/bau/
digitalisierung-im-bauwesen/
digitale baugenehmigung/ 
index.php .

https://www.mhkbg.nrw/bau/
digitalisierung-im-bauwesen/digitale-
baugenehmigung/MHKbg-auswertung-
digitales-baugenehmigungsverfahren-
13062018_fin.pdf 
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ls der gesetzgeber im Jahre 2005 mit dem ge-
setz für ein neues Kommunales finanzmanage-

ment (nKfg) das kommunale Haushaltsrecht
grundlegend reformierte, wurde unter anderem in
einem neu geschaffenen 12. teil der gemeindeord-
nung (go) die Verpflichtung der Kommunen zur auf-
stellung sogenannter gesamtabschlüsse festgelegt.
dies wurde seinerzeit als wesentliches instrument
zur erreichung der Ziele des nKf verstanden: darstel-
lung eines gesamtüberblicks über die Vermögens-,
finanz- und ertragslage der Kommunen. 
die städte, gemeinden und Kreise sollten zu diesem
Zweck erstmals zum 31.12.2010 gesamtabschlüsse er-
stellen, die ihre verselbstständigten aufgabenbereiche
erfassen und sich an den handelsrechtlichen Vorschrif-
ten über den Konzernabschluss sowie den Konzernla-
gebericht gemäß §§ 290 ff. Handelsgesetzbuch (Hgb)
orientieren. so sollte gewährleistet sein, dass die fi-
nanzielle lage jeder einzelnen Kommune insgesamt
so dargestellt wird, als handele es sich um ein einziges
unternehmen - ein sogenannter Konzern stadt. 
durch den gesamtabschluss sollte die rechenschaft
über die aufgabenerledigung der gemeinde im ab-
gelaufenen Haushaltsjahr wesentlich verbessert wer-
den. erwartet wurde, dass der gesamtabschluss auch
zu einer Verbesserung der steuerungsmöglichkeiten
beiträgt. die erfahrungen vieler Kommunen mit die-
sem für die kommunale ebene neuen instrument
haben allerdings gezeigt, dass die hohen erwartun-
gen nur zum teil erfüllt werden respektive der auf-
wand in keinem angemessenen Verhältnis zu den
gewonnenen erkenntnissen steht.1

Darstellung komplex für die meisten ehrenamtli-
chen rats- und Kreistagsmitglieder sind die vielschich-
tigen darstellungen eines konsolidierten abschlusses
selbst bei kleinsten konzernähnlichen strukturen der-
art komplex und erläuterungsbedürftig, dass eine wirk-
liche durchdringung unterbleibt und die politisch Ver-
antwortlichen das thema ohne weitere diskussion
lediglich zur Kenntnis nehmen.
insbesondere wenn eine Kommune nur wenige voll
konsolidierungspflichtige tochterunternehmen und
sonstige beteiligungen besitzt, bringt das Zahlen-
material aus dem nKf-gesamtabschluss auch bei
intensiver befassung kaum verwertbare steue-
rungserkenntnisse. in aller regel erfolgt die maß-
gebliche steuerung der Kernverwaltung über den
Haushaltsplan und den Jahresabschluss. die maß-
gebliche steuerung der unternehmen mit kommu-
naler beteiligung hingegen geschieht über deren
Wirtschaftspläne und Jahresabschlüsse.
für die aufstellung und Prüfung der gesamtabschlüsse
entstehen auf der anderen seite erhebliche Kosten - im
Mindestfall 50.000 euro pro abschluss. gerade in klei-
nen Kommunen fehlt geeignetes fachpersonal für die
erstellung des gesamtabschlusses, sodass die aufträge
an externe Wirtschaftsprüfer vergeben werden.

Neuer Befreiungstatbestand das krasse Missver-
hältnis zwischen dem geringen gewinn an steuerungs-
erkenntnissen und dem erheblichen personellen sowie
finanziellen aufwand war anlass für den städte- und
gemeindebund nrW, sich im rahmen des gesetzge-
bungsverfahrens zu einem Zweiten nKf-Weiterent-
wicklungsgesetz für eine befreiung von der
aufstellungspflicht einzusetzen, die von verschiedenen
bedingungen abhängig wäre. 
einen solchen befreiungstatbestand hat der gesetzge-
ber mit dem seit 1. Januar 2019 geltenden § 116a go
nrW in das Haushaltsrecht aufgenommen.2 Kommu-
nen, die zwei von drei Kriterien erfüllen, sind qua ge-
setz von der Verpflichtung zur aufstellung eines
gesamtabschlusses befreit und müssen stattdessen
ihrem Haushalt einen weniger aufwändigen beteili-
gungsbericht beifügen. nach schätzungen des Kom-

Die Verpflichtung von Kommunen, fehlende 
gesamtabschlüsse aus früheren Jahren nachträglich 
zu erstellen, ist rechtlich zweifelhaft und erzeugt 
unverhältnismäßigen aufwand 
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1 Zur Kritik aus der kommunalen
Praxis siehe die ausführliche dar-
stellung bei Weber, die befrei-
ung überschaubarer kommuna-
ler Konzerne vom nKf-gesamt-
abschluss als wertvoller beitrag
zum bürokratieabbau in nord-
rhein-Westfalen, der gemeinde-
haushalt 1/2017, s. 2-5.
2 Zweites gesetz zur Weiterent-
wicklung des neuen Kommuna-
len finanzmanagements für ge-
meinden und gemeindeverbän-
de im land nordrhein-Westfalen
und weiterer kommunalrechtli-
cher Vorschriften (2. nKf-Weiter-
entwicklungsgesetz - 2. nKfWg
nrW) vom 12.12.2018.
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munalministeriums dürften zahlreiche Kommunen
von dieser regelung profitieren.
nicht beantwortet ist damit die frage, wie in den
zahlreichen fällen zu verfahren ist, in denen in der
Vergangenheit gegen den gesetzeswortlaut kein ge-
samtabschluss erstellt worden ist. Zum stichtag
01.05.2017 hatten trotz der durch das gesetz zur be-
schleunigung der kommunalen gesamtabschlüsse
vom 04.07.2015 geschaffenen erleichterungen ledig-
lich 61 Kommunen einen bestätigten gesamtab-
schluss für das Jahr 2015. einem Viertel der
Kommunen fehlte sogar ein bestätigter gesamtab-
schluss für das Jahr 2010. 

Initiative der Verbände im gesetzgebungsver-
fahren hatten sich die kommunalen spitzenver-
bände vergeblich für eine Klarstellung eingesetzt,
dass bei Vorliegen der befreiungstatbestände auch
ausstehende gesamtabschlüsse aus der Vergan-
genheit nicht nachgeholt werden müssen. das
nrW-Ministerium für Heimat, Kommunales, bauen
und gleichstellung hat jedoch bei verschiedenen
gelegenheiten deutlich gemacht, dass aus seiner
sicht eine befreiung von der aufstellungspflicht
erst ab dem gesamtabschluss 2019 in betracht
komme und notfalls kommunaler untätigkeit durch
ersatzvornahme seitens der Kommunalaufsicht be-
gegnet werde.3

begründet wird diese Haltung vor allem damit, dass
jede andere entscheidung letztlich ein rechtswidriges
Verhalten belohne und ein falsches signal an diejeni-
gen sende, die in der Vergangenheit ihre gesetzliche
Pflicht zur Vorlage eines gesamtabschlusses erfüllt
hätten.

Verpflichtung zweifelhaft ob die auffassung der
obersten Kommunalaufsicht zur nachholpflicht für
ausstehende gesamtabschlüsse in allen fällen juris-
tisch trägt, darf mit guten gründen bezweifelt wer-
den. Zwar hat der gesetzgeber dem Wunsch der
kommunalen spitzenverbände nicht entsprochen,
einen ausdrücklichen dispens in das gesetz aufzu-
nehmen. andererseits ist § 116a go nrW seit dem
01.01.2019 geltendes recht und es gibt keine Über-
gangsvorschrift, die seine geltung auf die gesamtab-
schlüsse ab dem Jahr 2019 beschränken würde.
auch das in seinem zeitlichen geltungsbereich an-
gepasste gesetz zur beschleunigung der kommuna-
len gesamtabschlüsse führt nicht zu einer anderen
bewertung. denn die in § 1 statuierte Verpflichtung
zur Vorlage der gesamtabschlüsse 2011 bis 2017 be-
trifft nur diejenigen Kommunen, die überhaupt
einen gesamtabschluss für das Jahr 2018 vorzulegen
haben. angesichts des eindeutigen Wortlauts von 
§ 116 a go nrW dürfte es schwer fallen, im Wege
einer auf den entstehungsprozess gestützten aus-
legung der Vorschriften zu einem anderen ergebnis
zu kommen.

Nachholung ohne Nutzen sieht man einmal von
der rechtlichen seite des Problems ab, vermögen aber
auch sonst die argumente für eine nachholpflicht
nicht zu überzeugen. Wenn der gesetzgeber plausi-
bel zu der auffassung gelangt ist, dass für einen be-
stimmten Kreis von Kommunen der aufwand für die
erstellung eines gesamtabschlusses nicht in einem
angemessenen Verhältnis zu seinen Vorteilen steht,
warum sollte dann die abwägung für die Vergangen-
heit zu einem anderen ergebnis kommen? im
gegenteil: Wenn schon der informations- und steue-
rungsgehalt zeitnah erstellter gesamtabschlüsse ge-
ring ist, gilt das erst recht für abschlüsse, die sich auf
mehrere Jahre zurückliegende Zeiträume beziehen. 
Kein rats- oder Kreistagsmitglied wird sich im Zweifel
für diese eher historisch anmutende Zusammen-
stellung interessieren. ein kurzes abnicken in einer
ratssitzung und die anschließende ablage im archiv
sind das wahrscheinlichste schicksal dieser Werke.
und weil dies auch die mit der erstellung betrau-
ten Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen wissen, hält 
sich die begeisterung über eine solche aufgabe in 
grenzen.

Gefahr der Signalwirkung? letztlich gibt es nur
einen nachvollziehbaren grund für die Haltung des
landes, der so auch wiederholt kommuniziert wor-
den ist: Mit einem dispens werde ein falsches signal
gesetzt. letztlich würde „aussitzen“ belohnt und die
Pflichterfüllung durch den gesetzestreuen teil der
kommunalen familie bestraft.
dieses argument wirkt zunächst durchaus plausibel.
allerdings muss man auch konstatieren, dass die
„vorbildlichen“ Kommunen - abgesehen von einer
„streicheleinheit“ für ihr gerechtigkeitsempfinden -
keinen Vorteil davon hätten, wenn die nachlässigen
nachbarn gezwungen würden, unterlassenes nach-
zuholen. 
am ende stellt sich die frage, ob die bloße „erzie-
hungsfunktion“ einer nachholverpflichtung rechtfer-
tigt, dass tausende ohnehin gut ausgelastete
beschäftigte in Kommunen abertausende stunden
mit dieser aufgabe verbringen, anstatt ihre Zeit auf
dinge zu verwenden, von denen die bürger und bür-
gerinnen deutlich mehr nutzen haben. 
es stellt sich weiter die frage, ob es richtig sein kann,
über Programme zum altschuldenabbau zu diskutie-
ren und gleichzeitig den städten und gemeinden
etwas unsinniges aufzubürden, das unter dem strich
zwei- bis dreistellige Millionenbeträge kosten wird.
angesichts der Haushaltsnöte der Kommunen wer-
den diese Mittel wesentlich dringender zum ausbau
von angeboten der offenen ganztags-grundschule,
zur Verbesserung des Öffentlichen nahverkehrs oder
zur schaffung preiswerten Wohnraums benötigt oder
könnten in kulturelle Projekte fließen. das land sollte
klarstellen, dass in diesem fall pragmatisches Han-
deln Vorrang hat vor Prinzipientreue. ◼

am ende 
stellt sich 

die frage, ob die
bloße „erziehungs-
funktion“ eine
nachhol-
Verpflichtung 
rechtfertigt

3 so Ministerin ina scharrenbach
auf dem finanzmarktforum der
nrW.bank am 16.01.2018 in
düsseldorf
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Das Beamtenrecht in Nordrhein-
Westfalen
Kommentar von Dipl.-Verwaltungswirt Heinz D. Tadday und Ministe-
rialrat Dr. Ronald Rescher, Ministerium des Innern des Landes Nord-
rhein-Westfalen, 155. Ergänzungslieferung, Stand September 2018,
372 Seiten, 89,90 Euro, Loseblattausgabe: Grundwerk 3.476 Seiten,
DIN A 5, in drei Ordnern, 99 Euro bei Fortsetzungsbezug, zzgl. Ergän-
zungslieferungen (299 Euro bei Einzelbezug), Digitalausgabe: Lizenz
für 1 - 3 Nutzer im Jahresabonnement 299 Euro (inkl. Updates), wei-
tere Preise auf Anfrage, ISBN 978-3-7922-0150-3 (Print), ISBN 978-3-
7922-0201-2 (Digital), Verlag W. Reckinger, Siegburg

die 155. ergänzungslieferung (stand september 2018) enthält neben
neuen bzw. aktualisierten rechts- und Verwaltungsvorschriften neu-
kommentierungen des § 83 (Personalakten - allgemein), des § 84 (bei-
hilfeakten), des § 85 (anhörung), des § 86 (auskunftsrecht) und des §
87 (Übermittlung an behörden und auskunft an nicht betroffene Per-
sonen). damit sind im Kommentarteil das dienstrechtsmodernisie-
rungsgesetz und alle späteren novellen mit auswirkungen für das
lbg nrW - wie z. b. die aktuellen datenschutzrechtlichen Änderungen
- bis zum erscheinen dieser ergänzungslieferung enthalten.

az.: 14.0.1

Laufbahnrecht des Landes Nordrhein-
Westfalen
Kommentar zur Laufbahnverordnung (LVO NRW), nebst laufbahn-
rechtlichen Vorschriften für einzelne Beamtengruppen, von Ministe-
rialrat Dr. Ronald Rescher, Oberamtsrat Rolf Köhler, beide im
Ministerium des Innern des Landes Nordrhein-Westfalen, Dr. Kolja
Naumann, Richter am Verwaltungsgericht, sowie Dipl.-Verwaltungs-
wirt Heinz D. Tadday, 27. Ergänzungslieferung, Stand September 2018;
276 Seiten, 79,90 Euro. Loseblattausgabe: Grundwerk 1.322 Seiten,
DIN A 5, im Ordner, 79,00 Euro bei Fortsetzungsbezug (199,00 Euro
bei Einzelbezug). Digitalausgabe: Lizenz für 1 - 3 Nutzer im Jahres-
abonnement 169 Euro (inkl. Updates), weitere Preise (Kombination
Print + Digital, Mehrfachlizenzen) auf Anfrage. ISBN 978-3-7922-
0162-6 (Print), ISBN 978-3-7922-0214-2 (Digital), Verlag W. Reckinger,
Siegburg

die 27. ergänzungslieferung (stand september 2018) enthält einige
neue bzw. aktualisierte normen sowie neukommentierungen der
§§ 3 (Zuständigkeiten für entscheidungen), 4 (laufbahnrechtlicher
befähigungserwerb), 5 (Probezeit), 7 (beförderung, erprobungszeit),
10 (dienstzeit), 11 (laufbahnwechsel), 12 (einstellung früherer beam-
tinnen oder beamter und einstellung von beamtinnen oder beamten
anderer dienstherren), 16 (laufbahnen besonderer fachrichtung, an-
forderungen und dauer der hauptberuflichen tätigkeit), 18 (beförde-
rungsvoraussetzungen), 19 (grundsätzliche regelungen), 42
(befähigung für fachlehrerinnen und fachlehrer als lehrkräfte für
besondere aufgaben), 43 (beförderung von fachlehrerinnen oder
fachlehrern), 44 (befähigung für studienrätinnen und studienräte),
45 (befähigung für akademische rätinnen und akademische räte
als wissenschaftliche oder künstlerische Mitarbeiterinnen oder Mit-
arbeiter an einer Hochschule), 46 (befähigung für studienrätinnen

und studienräte im Hochschuldienst), 47 (ausbildung und Prüfung),
51 (richterinnen und richter) und 52 (beamtinnen und beamte im
geschäftsbereich des Justizministeriums).

az.: 14.0.13

Vergaberecht
Kommentar hrsg. von Prof. Dr. Martin Burgi und Prof. Dr. Meinrad Dre-
her, LL.M., 3. Auflage. Buch. Rund 4000 S. Hardcover, C.H.BECK, ISBN
978-3-406-69950-4; 438 Euro,.Band 1: Gesetz gegen Wettbewerbs-
beschränkungen - GWB - 4. Teil, 978-3-406-69951-1, Band 2: VgV,
SektVO, KonzVgV, VOB/ A-EU, VS-VgV, VS-VOB/ A, 978-3-406-69952-8

in dem Kommentar wird das Vergaberecht in vertiefter darstellung
auf höchstem niveau auf dem stand der Vergaberechtsreform 2016
behandelt. durch die reform wird die bisher komplexe struktur des
deutschen Vergaberechts vereinfacht. die wesentlichen regelungen
werden im gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen zusammen-
geführt und vereinheitlicht. einzelheiten der Vergabeverfahren wer-
den in rechtsverordnungen geregelt. Öffentliche auftraggeber
erhalten durch die reform mehr flexibilität im Vergabeverfahren,
beispielsweise für Verhandlungen mit bietern. aufträge für soziale
dienstleistungen, wie die integration arbeitsuchender Menschen,
sollen in einem erleichterten Verfahren vergeben werden. Zudem
wird die durchführung elektronischer Vergaben für öffentliche auf-
träge gestärkt. die Vorteile: 

•  Vergaberecht auf aktuellstem stand mit der reform 2016
•  versierte sachkenner und Wissenschaftler bieten umfassende

Kommentierung auf höchstem niveau
•  intensive durchdringung der einzelfragen, ohne die praktische an-

wendbarkeit außer acht zu lassen 

der beck´sche Vergaberechtskommentar erscheint auf grund der
Vergaberechts-novelle in zwei bänden. so ist es möglich, zeitnah
zum in Kraft treten der regelungen den 4. teil des gWb in band 1 um-
fassend zu erläutern, der den Kernbereich des Vergaberechts dar-
stellt. die vergaberechtlichen Verordnungen sind künftig dem band
2 vorbehalten.
der überarbeitete teil 4 des gWb umfasst die wesentlichen Vorgaben
zur Vergabe von öffentlichen aufträgen und von Konzessionen. um
die praktische anwendung des gesetzes zu erleichtern, wird der ab-
lauf des Vergabeverfahrens von der leistungsbeschreibung über die
Prüfung von ausschlussgründen, die eignungsprüfung, den Zuschlag
bis hin zu den bedingungen für die ausführung des auftrags erst-
mals im gesetz vorgezeichnet. die Möglichkeiten für öffentliche auf-
traggeber, strategische Ziele - z. b. umweltbezogene, soziale oder
innovative aspekte - im rahmen von Vergabeverfahren vorzugeben,
werden gestärkt. soziale dienstleistungen, wie zum beispiel zur in-
tegration arbeitssuchender Menschen, sollen in einem erleichterten
Verfahren vergeben werden können.
die stärkere nutzung elektronischer Mittel soll für effizientere Ver-
gabeverfahren sorgen. das neue gesetz verpflichtet unternehmen,
die öffentliche aufträge ausführen, dabei die geltenden umwelt-, so-
zial- und arbeitsrechtlichen Verpflichtungen einzuhalten. dies gilt
insbesondere für die regelungen in für allgemeinverbindlich erklär-
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ten tarifverträgen und den gesetzlichen Mindestlohn. Kommunale
freiräume, etwa bei der Vergabe an kommunale unternehmen oder
bei der Zusammenarbeit mit anderen Kommunen, werden erstmals
im gesetz ausdrücklich geregelt.

az.: 20.1.1.8-004/001 os

Die Kalkulation von Rettungsdienst-
und Leitstellengebühren
Eine länderübergreifende Darstellung mit Satzungsaufstellung. Von
Marvin Pötsch, 1. Auflage 2019; 389 Seiten, mit 109 Abbildungen und
43 Tabellen, kartoniert, Buch, 54 Euro, ISBN 978-3-555-02012-9, W.
Kohlhammer GmbH, Stuttgart

Mit dem vorliegenden buch wird allen mit der rettungsdienst- und
leitstellengebühr befassten erstmals eine das einzelne landesrecht
berücksichtigende, umfassende praktische anleitung zur Verfügung
gestellt. das Werk führt zunächst durch die allgemeinen grundlagen
des rettungsdienstes und der leitstelle. auf den hier vermittelten
grundlagen aufbauend werden dann umfassend rechtliche und öko-
nomische aspekte der gebührenkalkulation vorgestellt, die im be-
reich des rettungsdienstes und der leitstelle von bedeutung sind. 
Hervorzuheben ist hierbei, dass die besonderheiten jedes einzelnen
bundeslandes an entsprechender stelle ausnahmslos berücksichtigt
wurden. als synthese der ausführungen zur gebührenkalkulation
wird dann für jedes einzelne bundesland eine kommentierte Mus-
tersatzung für den rettungsdienst sowie eine Mustersatzung für die
leitstelle vorgestellt. Marvin Pötsch lehrt Kommunales finanzma-
nagement, Kosten- und leistungsrechnung sowie Kommunale ab-
gaben an der fHöV nrW und diversen studieninstituten.

az.: 15.2.10-001

Reisekostenrecht des Landes 
Nordrhein-Westfalen
Kommentar von Hans-Dieter Lewer, Ministerialrat a D., und Rainer
Stemann, Ministerialrat a. D., 86. Ergänzungslieferung, Stand Dezem-
ber 2018; 344 Seiten, 88,90 Euro. Loseblattausgabe: Grundwerk 2.392
Seiten, DIN A 5, in zwei Ordnern, 99 Euro bei Fortsetzungsbezug (259
Euro bei Einzelbezug). Digitalausgabe: Lizenz für 1-2 Nutzer im Jah-
resabonnement 209 Euro (inkl. Updates), weitere Preise (Kombination
Print + Digital, weitere Mehrfachlizenzen) auf Anfrage. ISBN 978-3-
7922-0157-2 (Print), ISBN 978-3-7922-0220-3 (Digital), Verlag W. Re-
ckinger, Siegburg

Mit der 86. ergänzungslieferung (stand dezember 2018) werden im
Kommentarteil insbesondere die Änderungen der bundesbahnkon-
ditionen zum 1. august und 09.12.2018 und die neuen sachbezugs-
werte zum 01.01.2019 eingearbeitet.
des Weiteren werden die tabellen über die wichtigsten reisekosten-
rechtlichen abfindungssätze, die bahnCard-tarife sowie die Über-
sicht „großstädte der brd“ und die Verordnungen über die richter-
und beamtenrechtlichen Zuständigkeiten aktualisiert. die Verfah-
renshinweise unter berücksichtigung des leistungsangebots der

deutschen bahn ag mit rundschreiben des Ministeriums der finan-
zen vom 08.10.2018 werden angepasst. außerdem werden aktuelle
rechts- und Verwaltungsvorschriften wie die Verordnung über die
sozialversicherungsrechtliche beurteilung von Zuwendungen des ar-
beitgebers als arbeitsentgelt (sozialversicherungsentgeltverord-
nung) und die dienstanweisung zum Kindergeld nach dem
einkommensteuergesetz (daKg) sowie die zurzeit maßgebenden ak-
tuellen tarifverträge berücksichtigt.

az.: 14.0.27-003/001

Landesbesoldungsrecht Nordrhein-
Westfalen
Kommentar, begründet von Günter Schubert und Heinz Joachim
Wirth, fortgeführt von Eberhard Pilz, Dipl.-Verwaltungsbetriebswirt,
unter Mitarbeit von Udo Kolbe, Oberamtsrat im Ministerium des In-
nern des Landes NRW, 103. Ergänzungslieferung, Stand Juli 2018; 368
Seiten, 91,90 Euro. Loseblattausgabe: Grundwerk 3.036 Seiten, Sei-
tenformat DIN A 5, in zwei Ordnern, 99 Euro bei Fortsetzungsbezug,
zzgl. Ergänzungslieferungen (259 Euro bei Einzelbezug). Digitalaus-
gabe: Lizenz für 1 - 3 Nutzer im Jahresabonnement 169 Euro (inkl.
Updates), weitere Preise (Kombination Print + Digital, Mehrfachli-
zenzen) auf Anfrage. ISBN 978-3-7922-0151-0 (Print), ISBN 978-3-
7922-0212-8 (Digital), Verlag W. Reckinger, Siegburg

schwerpunkt der 103. ergänzungslieferung (stand Juli 2018) bildet
die umstrukturierung der Kommentierung im band ii des Werks. ab
dieser lieferung wird die Kommentierung zum bisherigen Übesg
nrW sukzessive durch die Kommentierung zum neuen lbesg nrW
ersetzt. Vorliegend werden zunächst die §§ 8 (besoldung bei teilzeit-
beschäftigung), 15 (rückforderung von bezügen), 16 (anpassung der
besoldung), 29 (bemessung des grundgehalts), 30 (berücksichti-
gungsfähige Zeiten), 42 (grundlage des familienzuschlags), 43 (stu-
fen des familienzuschlags), 57 (ausgleichszulage für den Wegfall von
stellenzulagen) und 59 (Zulage für die Wahrnehmung eines höher-
wertigen amtes) neu kommentiert und dem lbesg nrW angepasst.
außerdem werden das Kindergeldgesetz und das einkommensteu-
ergesetz aktualisiert und die rechtsprechung um einige wichtige
entscheidungen ergänzt.

az.: 14.1.5-010

Praxis der Kommunalverwaltung
Landesausgabe Nordrhein-Westfalen. Ratgeber für die tägliche Arbeit
aller Kommunalpolitiker und der Bediensteten in Gemeinden, Städten
und Landkreisen (Loseblattsammlung inkl. 3 Online-Zugänge / auch
auf DVD-ROM erhältlich). Herausgegeben von Jörg Bülow, Dr. Jürgen
Busse, Dr. Jürgen Dieter, Werner Haßenkamp, Prof. Dr. Hans-Günter,
Henneke, Dr. Klaus Klang, Prof. Dr. Hubert Meyer, Prof. Dr. Utz
Schliesky, Prof. Dr. Gunnar Schwarting, Prof. Dr. Christian O. Steger,
Hubert Stubenrauch, Prof. Dr. Wolf-Uwe Sponer, Johannes Winkel und
Uwe Zimmermann. KOMMUNAL- UND SCHUL-VERLAG, Wiesbaden,
Tel.: 0611-88086-10, Fax 0611-88086-77, www.kommunalpraxis.de,
E-Mail: info@kommunalpraxis.de
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die vorliegenden (nicht einzeln erhältlichen) lieferungen enthalten:

554. nachlieferung | dezember 2018 | doppellieferung | 159,80 euro
b 20 - die "reichsbürgerszene" - ein Überblick - Von dr. Christoph
busch, Mitarbeiter beim Verfassungsschutz nrW: dieser beitrag ver-
folgt den Zweck, einen Überblick über die "reichsbürgerszene" zu
geben.
C 17 - beamtenstatusgesetz (beamtstg) - Von Prof. dr. jur. Karin
Metzler-Müller, leitender regierungsdirektor dr. jur. reinhard rie-
ger, Ministerialrat a. d. erich seeck, regierungsdirektorin renate
Zentgraf: diese lieferung beinhaltet u. a. die zwischenzeitlich in
Kraft getretene Änderung von § 42 abs. 2 beamtstg und ergänzun-
gen bei § 34 beamtstg. der anhang ist wieder auf dem aktuellen
stand.
d 1e nW - Kommunalunternehmensverordnung nordrhein-Westfa-
len - Von Jürgen Müller, rechtsanwalt, fachanwalt für Verwaltungs-
recht, Wuppertal, stadtdirektor und stadtkämmerer a. d.: die
Kommentierungen zu den §§ 1-3, 6, 8-10, 13, 16, 22, 24, 25, 27 KuV wur-
den auf den aktuellen stand gebracht.
e 3b - eu-beihilferecht in der kommunalen Praxis - Von bernd
leippe, dipl.-finw., ltd. städt. Verwaltungsdirektor a. d., essen: die
vorliegende Überarbeitung berücksichtigt neben einer allgemeinen
aktualisierung die umfangreichen bekanntmachungen der Kom-
mission zum begriff der beihilfe und zur förderung von infrastruk-
turmaßnahmen.
f 1 - baugesetzbuch (baugb) - begründet von Johannes schaet-
zell, Ministerialrat a. d., fortgeführt von dr. Jürgen busse, 
geschäftsführendes Präsidialmitglied des bayerischen gemein-
detags a. d., Heinz g. bienek, Ministerialrat beim sächsischen
staatsministerium des lnnern in dresden, dr. Clemens demmer,
rechtsanwalt, München, dr. franz dirnberger, geschäftsführen-
des Präsidialmitglied des bayerischen gemeindetags, dr. iris
Meeßen, rechtsanwältin, München, roland schmidt, fachanwalt
für Verwaltungsrecht, München, dr. edwin schulz, fachanwalt
für Verwaltungsrecht, berlin, Matthias simon, dipl. sc. pol. univ.,
ll.M. referatsleiter, Verbandsjurist beim bayerischen gemeinde-
tag, frank sommer, fachanwalt für Verwaltungsrecht, München:
Mit dieser lieferung wurden die Kommentierungen zu den §§ 3,
45, 46, 85-87, 124, 172-174, 246, 246 a, 247-249 baugb von einem
praxisnahen und motivierten spezialistenteam fortgeführt. die
gegenwärtige novelle wird in einer weiteren lieferung bearbei-
tet.
K 4b nW - umweltinformationsgesetz nordrhein-Westfalen (uig
nrW) - Von stadtrechtsdirektor dr. steffen Himmelmann und ltd.
Ministerialrat dr. frank stollmann, Ministerium für gesundheit,
emanzipation, Pflege und alter des landes nordrhein-Westfalen:
die erläuterungen wurden aktualisiert und aktuelle rechtspre-
chung und literatur eingearbeitet, u. a. zum begriff der umweltin-
formation, der Vertraulichkeit von beratungen, zum urheberrecht
und zu geschäfts- und betriebsgeheimnissen. auch die anhänge
wurden auf den aktuellsten stand gebracht.
K 5 - immissionsschutzrecht - begründet von dr. dieter engelhardt,
Ministerialdirigent a. d., und Christine Hergott. regierungsdirekto-
rin, fortgeführt von dr. dieter engelhardt, Ministerialdirigent a. d.,
und rainer lehmann, Ministerialrat, weiter fortgeführt von rainer
lehmann, Ministerialrat, bay. staatsministerium für umwelt und
gesundheit, weiter fortgeführt von dr. alfred scheidler, regierungs-
direktor, landratsamt neustadt an der Waldnaab: der beitrag

wurde aktualisiert, wobei die erläuterungen und die anhangtexte
auf den neuesten stand gebracht wurden.
K 9 - Personalausweis- und Passrecht des bundes: die texte der Per-
sonalausweisverordnung sowie des Passgesetzes wurden entspre-
chend den letzten gesetzesänderungen aktualisiert.

555. nachlieferung | Januar 2019 | 84,90 euro
b 9b nW - das neue Kommunale finanzmanagement - die geplante
neuausrichtung des doppischen Haushalts- und rechnungswesens
in nrW. eine standortbestimmung der kommunalen Verwaltungs-
modernisierung: der neue beitrag befasst sich mit der Weiterent-
wicklung des neuen Kommunalen finanzmanagements für
gemeinden und gemeindeverbände im land nrW, wobei das
Zweite gesetz zur Weiterentwicklung des nKf bereits als entwurf
vorliegt.
b 9f - bedeutung der finanzmärkte für die öffentlichen Haushalte -
Von Michael gyzen, diplom-Kaufmann: der neue beitrag be-
schreibt, wie der Produktsteuerungsprozess von öffentlichen orga-
nisationen im allgemeinen durch Vorgänge an den globalen
finanzmärkten tangiert werden kann.
d 15 - gesetz zur intensivierung der bekämpfung der schwarzarbeit
und illegalen beschäftigung (schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz -
schwarzarbg) - Von dr. Manfred Miller, regierungsdirektor: der bei-
trag wurde auf den aktuellen stand gebracht.
g 11 nW - denkmalschutzgesetz nordrhein-Westfalen - Von Prof.
dr. dr. dimitrij davydov, fachhochschule für öffentliche Verwal-
tung nrW, Köln, Prof. dr. dr. ernst-rainer Hönes, Ministerialrat
a. d., Mainz, dr. birgitta ringbeck, Ministerialrätin, auswärtiges

amt, berlin, dr. Holger stellhorn, richter, Vg arnsberg: Mit der
ausrufung des europäischen Kulturerbejahres 2018 hat die eu das
bewusstsein für das gemeinsame europäische erbe wecken und
die bereitschaft zu seiner erhaltung fördern wollen. unter dem
Motto "sharing heritage" stehen in deutschland - und speziell in
nordrhein-Westfalen - erinnerungsorte, bau- und bodendenkmä-
ler, die die gemeinsame europäische geschichte widerspiegeln,
etwa das historische rathaus in Münster oder die baulichen Zeug-
nisse des reformstils in Hagen, im fokus des öffentlichen interes-
ses. 
diese konzeptionellen Überlegungen überschneiden sich mit den
aktuellen kulturpolitischen diskussionen über einen zeitgemäßen
denkmalschutz in nordrhein-Westfalen und werden in der neu-
auflage erörtert. auf dem Weg zur entstaatlichung und entbüro-
kratisierung ist die bereits in der Vergangenheit vereinfachte
landesbauordnung unter dem einfluss der Musterbauordnung
systemgerecht fortentwickelt worden. das gesetz zur Modernisie-
rung des bauordnungsrechts in nordrhein-Westfalen (bauModg
nrW) hat wichtige impulse zu einer Überarbeitung des beitrags
gegeben.
J 8 - das Wohngeld nach dem Wohngeldgesetz - begründet von re-
gierungspräsident Heinz grunwald und Ministerialdirigent 
dr. bernd Witzmann, fortgeführt von Ministerialrat Herbert feul-
ner: der beitrag wurde auf den aktuellen stand gebracht.

az.: 13.0.1-002/001
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Städtepartnerschaften im Vertrag 
von Aachen
56 Jahre nach unterzeichnung des deutsch-französischen freund-
schaftsvertrages haben bundeskanzlerin dr. angela Merkel und
der französische Präsident emmanuel Macron am 22. Januar 2019
den Vertrag von aachen unterzeichnet. der neue freundschafts-
pakt ist ein bekenntnis zu einem starken, zukunftsfähigen und
souveränen europa. Ziel des Vertrages ist es, die „bilateralen bezie-
hungen auf eine neue stufe zu heben und sich auf die Herausfor-
derungen vorzubereiten, vor denen beide staaten und europa im
21. Jahrhundert stehen.“ aus kommunaler sicht erfreulich ist, dass
die städtepartnerschaften eine besondere Wertschätzung in dem
neuen Vertrag von aachen erfahren und mit einem bürgerfonds
unterstützt werden sollen.

Ideenwettbewerb „On y va - 
Auf geht’s - Let’s go“
im rahmen des ideenwettbewerbs „on y va - auf geht’s - let’s go“
unterstützen das deutsch-französische institut und die robert bosch
stiftung zivilgesellschaftliches engagement in europa und die arbeit
zugunsten des gemeinwohls durch Projekte etwa in den themenbe-
reichen bildung, Kultur, sozialwesen, gesundheit, sport und umwelt.
Voraussetzung ist die beteiligung von mindestens einem Partner aus
deutschland, frankreich und einem weiteren eu-land. bewerben
können sich einrichtungen, organisationen sowie Kommunen, schu-
len und bürgerinitiativen, die ein gemeinnütziges Vorhaben planen.
ausgewählte Projekte werden mit maximal 5.000 euro gefördert.
bewerbungsschluss ist der 13. März 2019, mehr infos im internet 
unter https://www.auf-gehts-mitmachen.eu/ .

Europaaktive Kommunen und 
Zivilgesellschaft 
nrW-europaminister dr. stephan Holthoff-Pförtner ruft zur teil-
nahme an den Wettbewerben „europaaktive Kommune“ und „eu-
ropaaktive Zivilgesellschaft“ auf. Ziel der auszeichnungen ist es,
vorbildliches kommunales und zivilgesellschaftliches engagement
für europa zu ehren und zu unterstützen. gefragt sind innovative
und beispielgebende europäische aktivitäten, die in nrW die Viel-
falt und die Chancen europas vermitteln - besonders, wenn sie
Menschen ansprechen, die bisher nur wenig bezug zu europa 
haben. Mitwirken können Kommunen, Kommunalverbände und
zivilgesellschaftliche akteure aus nrW. einsendeschluss ist der 
9. Mai 2019, mehr infos im internet unter https://www.mbei.nrw/
europaaktivekommunezivilgesellschaft .

Zehn Jahre Partnerschaft NRW-Benelux
im Jahre 2009 haben nordrhein-Westfalen sowie die benelux-staa-
ten belgien, die niederlande und luxemburg ein Kooperationsab-
kommen geschlossen. dies will die nrW-landesregierung 2019 mit
einem speziellen benelux-Jahr feiern und bereitet dazu ein rahmen-
programm vor. Hierzu gehören unter anderem ein fotowettbewerb

und ein beteiligungsprozess zur Zukunft der be-
nelux-Zusammenarbeit. Zudem lädt die landes-
regierung akteure ein, aktiv am beneluxjahr.
nrW 2019 mitzuwirken. beteiligen können sich
auch Kommunen - etwa mit einer informations-
veranstaltung, einem Kulturfest oder einem an-
deren Projekt, welches die Verbundenheit zur be-
nelux-union zum ausdruck bringt. Mehr infos im
internet unter www.land.nrw/de/benelux-nrw . 

Preis für Zusammenarbeit
Duisburg-Nimwegen
die stadt duisburg hat am 4. februar 2019 in leipzig den kommu-
nalpolitischen Preis der Carl und anneliese goerdeler-stiftung er-
halten. ausgezeichnet wurde die stadt für ihre enge grenzüber-
schreitende Zusammenarbeit mit der niederländischen stadt
nimwegen. beide städte kooperieren bei unterschiedlichen the-
men - unter anderem bei der aufarbeitung der Zeit des Zweiten
Weltkriegs und bei der Zusammenführung von studierenden mit
Praktiker(inne)n der Kommunalpolitik. Mit dem Preis für Kommu-
nalpolitik werden Kooperationsprojekte gewürdigt, die der völker-
verbindenden friedlichen Zusammenarbeit von Kommunen in
europa dienen und ein gegenseitiges lernen zum nutzen der ein-
wohner/innen fördern.

Studie zu Brexit-Folgen für NRW 
in nordrhein-Westfalen spüren die meisten unternehmen den be-
vorstehenden eu-austritt großbritanniens. Wie eine befragung des
instituts der deutschen Wirtschaft (iW) von 170 unternehmen in
nrW ergab, sind die folgen für die unternehmen bisher überwie-
gend positiv. sowohl das inlandsgeschäft als auch der außenhandel
profitierten vom brexit. nur das geschäft mit großbritannien selbst
ist davon ausgenommen. als beispiel nennt das iW die abwanderung
osteuropäischer fachkräfte aus dem Vereinigten Königreich. seit dem
brexit-referendum arbeiteten osteuropäer/innen wieder vermehrt
für deutsche unternehmen, die seit Jahren fachkräfte suchen.

Wettbewerb „Europäische 
Unternehmerregion“
der europäische ausschuss der regionen (adr) hat seinen Wett-
bewerb zur europäischen unternehmerregion für das Jahr 2020
gestartet. die auszeichnung wird jährlich an drei gebiete in der
europäischen union mit herausragender zukunftsorientierter stra-
tegie zur förderung unternehmerischer initiative sowie von klei-
nen und mittleren unternehmen verliehen. bewerben können sich
- unabhängig von größe oder Wirtschaftskraft - regionen, städte
oder sonstige regionale oder lokale gebietskörperschaften, die
über die politische Kompetenz für die umsetzung eines unterneh-
menspolitischen strategiekonzepts verfügen. einsendeschluss ist
der 27. März 2019, mehr infos im internet unter https://
cor.europa.eu/de/engage/Pages/european-entrepreneurial-
region.aspx . ◼
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zusammengestellt von 
Barbara Baltsch, 

Europa-Journalistin, 
E-Mail: barbara.baltsch

@kommunen.nrw
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etwaige Vorwerfbarkeit der umstände, die zu dem fehlerhaften, d. h.
nicht bestimmungsgemäßen alarm geführt haben. 
eine brandmeldeanlage diene dazu, einen brand zu melden. löse sie
den alarm aus, ohne dass ein brand vorliegt, entspreche dies nicht ihrer
bestimmung. der regelungszusammenhang des § 41 fsHg gebe aller-
dings durchaus anlass für eine dem erkennbaren sinn und Zweck der
Vorschrift entsprechende einschränkende auslegung. ausgehend da-
von, dass einsätze der feuerwehr nach § 41 abs. 1 fsHg grundsätzlich
unentgeltlich sind, handele es sich bei § 41 abs. 2 fsHg um eine aus-
nahmeregelung. ausgehend von der anwendung sowohl des Verursa-
cherprinzips als auch des Prinzips der gefährdungshaftung habe der
gesetzgeber eine einsatzkostenerstattung außer in den fällen der
missbräuchlichen alarmauslösung auch für den fall eröffnen wollen,
dass der einsatz durch ein anlagenspezifisches ereignis begründet ist. 
dies zugrunde gelegt dürfte eine nicht bestimmungsgemäße auslö-
sung der brandmeldeanlage nicht bei sämtlichen denkbaren fehlalar-
mierungsrisiken anzunehmen sein, sondern - entsprechend den für an-
dere fälle von gefährdungshaftung anerkannten grundsätzen - nur
dann, wenn sich im konkreten fall die mit der alarmauslösung auf
technischem Wege durch eine brandmeldeanlage zwangsläufig ver-
bundenen anlagenspezifischen risiken für einen falschalarm verwirk-
licht hätten. die anlagenspezifische gefahr, dass der alarm infolge der
sensibilität der anlage für andere als brandereignisse - hier nach über-
einstimmender einschätzung der beteiligten wahrscheinlich: frucht-
fliegen - ausgelöst werden konnte, habe sich realisiert. angesichts des-
sen bedürfe hier keiner näheren Prüfung, ob nicht doch ein Verschulden
der Klägerin gegeben sei.

Steuerbefreiung einer 
Erwerbszweitwohnung
Für die verfassungsrechtlich gebotene Befreiung
einer Erwerbszweitwohnung, die durch einen Verhei-
rateten überwiegend genutzt wird, von der Zweit-
wohnungssteuer kommt es nicht darauf an, ob eine
solche Nutzung der Wohnung als „vernünftig“ anzu-
sehen ist oder ob und ggf. welche weiteren Motive
der Wohnungsnutzung noch zugrunde liegen.
Der Senat lässt offen, ob das Merkmal der Zweitwoh-
nung als Erwerbswohnung für den Wegfall der Zweit-
wohnungssteuerpflicht bei Verheirateten von
Verfassungswegen erforderlich ist. (Amtliche Leitsätze)

oVg nrW, beschluss vom 08.12.2018 
- az.: 14 a 650/17 -

das Verwaltungsgericht hat in erster instanz ausgeführt, die grund-
sätzlich gegebene steuerpflicht des Klägers, dem die von seiner ehefrau
gemietete Wohnung zur nutzung überlassen worden und der dort mit
nebenwohnsitz gemeldet gewesen sei, entfalle nach § 2 abs. 6 der ört-
lichen Zweitwohnungssteuer-satzung. danach bestehe keine steuer-
pflicht für ausschließlich aus beruflichen gründen gehaltene Wohnun-
gen eines nicht dauernd getrennt lebenden Verheirateten bzw.
lebenspartners, dessen eheliche bzw. lebenspartnerschaftliche Woh-
nung sich in einer anderen gemeinde befindet, soweit dieser sich über-
wiegend im stadtgebiet aufhält und die eheliche bzw. lebenspartner-
schaftliche Wohnung die Hauptwohnung ist. 

Feuerwehreinsatzkosten bei 
Auslösung einer Brandmeldeanlage
Nach § 41 Abs. 2 Nr. 6 FSHG (vgl. nunmehr § 52 Abs. 2 Nr. 7 BHKG) kön-
nen die Gemeinden vom Eigentümer, Besitzer oder sonstigen Nutzungs-
berechtigten einer Brandmeldeanlage Ersatz der ihnen durch Einsätze
der Feuerwehr entstandenen Kosten verlangen, wenn der Einsatz Folge
einer nicht bestimmungsgemäßen oder missbräuchlichen Auslösung
war.
Eine nicht bestimmungsgemäße Auslösung der Brandmeldeanlage
dürfte nicht bei sämtlichen denkbaren Fehlalarmierungsrisiken anzu-
nehmen sein, sondern nur dann, wenn sich im konkreten Fall die mit
der Alarmauslösung auf technischem Wege durch eine Brandmeldean-
lage zwangsläufig verbundenen anlagenspezifischen Risiken für einen
Falschalarm verwirklicht haben. (Amtliche Leitsätze)

oVg nrW, beschluss vom 12.12.2018 
- az.: 9 a 531/16 -

die beklagte gemeinde hatte die Klägerin per bescheid, gestützt auf 
§ 41 abs. 2 nr. 6 fsHg i.V.m. ihrer örtlichen satzung über das feuer-
schutzwesen, auf ersatz von feuerwehreinsatzkosten, die zwischen
Juni und oktober 2014 entstanden sind, in anspruch genommen. nach
§ 41 abs. 2 nr. 6 fsHg (vgl. nunmehr § 52 abs. 2 nr. 7 bHKg) können die
gemeinden vom eigentümer, besitzer oder sonstigen nutzungsbe-
rechtigten einer brandmeldeanlage - außer in den vorliegend nicht in
betracht kommenden fällen nach nr. 7 - ersatz der ihnen durch einsät-
ze der feuerwehr entstandenen Kosten verlangen, wenn der einsatz
folge einer nicht bestimmungsgemäßen oder missbräuchlichen aus-
lösung war. 
das Verwaltungsgericht hat die Klage abgewiesen. die einsätze seien
folge einer nicht bestimmungsgemäßen auslösung gewesen; zwi-
schen den beteiligten sei unstreitig, dass es sich in jedem einzelnen
fall um einen fehlalarm gehandelt habe. darauf, ob die Klägerin inso-
weit ein Verschulden treffe, komme es nicht an. auch die Höhe der gel-
tend gemachten Kosten sei nicht zu beanstanden. das gelte auch, so-
weit die Klägerin die in die Kalkulation eingestellten Personal- und
fahrzeugstundensätze bezweifle.
diese entscheidung hat das oVg in zweiter instanz bestätigt. die Klä-
gerin vertrete ohne nähere begründung die auffassung, die gemeinde
könne eine Kostenerstattung nur verlangen bei verbotswidrigem rau-
chen, verbotswidrigem oder nicht sachgemäßem arbeiten in von der
brandmeldeanlage geschützten räumen, mangelnder oder fehlender
Wartung oder technischen Mängeln. ausgehend davon hält die Kläge-
rin die tatbestandlichen Voraussetzungen für nicht erfüllt, da die alar-
me nicht auf verbotswidrige Handlungen zurückzuführen seien und
die anlage keine technischen Mängel aufweise und regelmäßig ge-
wartet werde. 
dies reiche allerdings - so das oVg - zur darlegung ernstlicher Zweifel
an der erstinstanzlichen entscheidung nicht aus. das begriffsverständ-
nis, das das Verwaltungsgericht seiner entscheidung in bezug auf die
hier bejahte tatbestandsvoraussetzung der nicht bestimmungsgemä-
ßen auslösung zugrunde gelegt habe, liege schon nach dem Wortlaut
der norm ohne weiteres nahe. anders als die zweite tatbestandsalter-
native, die eine missbräuchliche, also schuldhafte alarmierung der
feuerwehr voraussetzt, enthalte die erste tatbestandsalternative des
§ 41 abs. 2 nr. 6 fsHg keine ausdrückliche regelung in bezug auf eine

geriCht
in Kürze

zusammengestellt 
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Carl Georg Müller, 
StGB NRW
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Maßgeblich für das Verständnis des Merkmals der „für ausschließlich
aus beruflichen gründen gehaltenen Wohnung“ sei zum einen, dass die
lage des beschäftigungsortes des ehegatten so beschaffen sei, dass er
seiner arbeit von der familienwohnung aus nicht nachgehen könne,
und zum anderen, dass die betreffende Wohnung nur für die berufs-
ausübung genutzt und unterhalten werde. dies sei anhand einer ge-
samtbetrachtung der objektiven umstände des einzelfalls wie den ent-
fernungen zwischen Wohn- und beschäftigungsorten, den jeweiligen
Verkehrsverhältnissen und den beschäftigungsverhältnissen zu ermit-
teln. 
Zu fragen sei zum einen, ob sich aus dieser gesamtschau ergebe, dass
die Wohnung zu keinem anderen Zwecke gehalten werde, als von ihr
aus der berufstätigkeit nachzugehen, und aus sicht eines objektiven
dritten das Halten der Wohnung sich für das erreichen der arbeitsstel-
le als deutlich vorteilhafter erweise. das sei hier der fall. dass es ange-
sichts der tätigkeiten des Klägers im südwestdeutschen raum hypo-
thetisch näher gelegen hätte, von einer Wohnung dort aus der
berufstätigkeit nachzugehen, sei irrelevant. ebenso müsse die erklärte
absicht außer betracht bleiben, die Wohnung in Köln für eine erneute
nutzung als familienwohnung vorzuhalten, weil sie sich im besteue-
rungszeitraum nicht ausgewirkt habe. 
darüber hinaus komme es mit blick auf den „überwiegenden aufent-
halt“ darauf an, ob die der rechtsprechung des bundesverfassungsge-
richts zu entnehmende melderechtliche Zwangslage bestehe, weil die
erwerbszweitwohnung nach den tatsächlichen nut-
zungsverhältnissen die vorwiegend benutzte Woh-
nung sei. insoweit sei auf die melderechtlichen Ver-
hältnisse abzustellen, wobei auf eine Prognose zu
beginn des besteuerungszeitraums abzustellen
sei. dabei sei davon auszugehen gewesen, dass
der Kläger sich an etwa 88 tagen im Jahr bei seiner
familie aufgehalten habe. eine größere anzahl an
aufenthalten in Köln sei selbst dann anzunehmen,
wenn man in rechnung stelle, dass es bei den be-
rufsbedingten reisen des Klägers teilweise auch
zu Hotelübernachtungen gekommen sei.
demgegenüber meinte die beklagte, es habe be-
rücksichtigt werden müssen, dass die Wohnung
nicht nur erwerbszweitwohnung gewesen, sondern
als künftige familienwohnung vorgehalten worden
sei. die ausschließlichkeit der beruflichen nutzung
der Wohnung, auf die es der satzung nach ankomme,
könne nur bejaht werden, wenn sich die Wahl des Woh-
nungsstandorts als vernünftig darstelle. entgegen der an-
sicht des Verwaltungsgerichts habe der Kläger sich
auch nicht überwiegend im stadtgebiet aufgehalten.
insoweit seien weder die tage beruflicher abwesen-
heit von Köln noch die an- und abreisetage zu berück-
sichtigen, an denen er nur morgens und abends in der
stadt gewesen sei.
das oVg hat die entscheidung des Verwaltungsgerichts gleichwohl
bestätigt. nach der rechtsprechung des bundesverfassungsgerichts
verstoße die erhebung auf die innehabung einer aus beruflichen grün-
den gehaltenen Wohnung eines nicht dauernd getrennt lebenden Ver-
heirateten, dessen eheliche Wohnung sich in einer anderen gemeinde
befindet, gegen art. 6 abs. 1 gg. denn die (übliche) bindung des sat-
zungsrechtlichen Zweitwohnungsbegriffs an das Melderecht führe da-
zu, dass verheiratete Personen anders als unverheiratete zur Zweit-

wohnungssteuer für die von ihnen vorwiegend benutzte Wohnung
herangezogen werden, soweit die familie im Übrigen eine andere
Wohnung vorwiegend nutzt. der kommunale satzungsgeber sei im
Übrigen nicht gehindert, Verheiratete auch dann von der entrichtung
der Zweitwohnungssteuer auszunehmen, wenn die erwerbszweit-
wohnung nicht überwiegend genutzt wird. ob dies verfassungsrecht-
lich geboten sei, sei bisher offen gelassen worden.
Maßgeblich für die steuerbarkeit einer erwerbszweitwohnung sei da-
nach jedenfalls in erster linie, ob ihr inhaber sich in einer „melderecht-
lichen Zwangslage“ befindet, weil er wegen seines familienstandes
seinen Hauptwohnsitz nicht am ort der vorwiegend genutzten er-
werbszweitwohnung anmelden und so der besteuerung entgehen
könne. die nutzung der Wohnung sei vorliegend insgesamt berufsbe-
zogen gewesen. im Übrigen sei unerheblich, ob der Kläger bzw. seine
ehefrau die Wohnung - zusätzlich zur berufsbedingten nutzung - auch
für eine künftige nutzung als familienwohnung vorgehalten haben
oder ob ihre Wahl als erwerbszweitwohnung „unvernünftig“ gewesen
ist. bereits der eintritt der o. g. „melderechtlichen Zwangslage“, soweit
die Wohnungsnutzung berufsbedingt ist, genüge. 
Hätte der Kläger in nichtehelicher lebensgemeinschaft gelebt, hätte
es für eine (beruflich veranlasste) Verlegung seines Hauptwohnsit-
zes nach Köln und damit für den Wegfall des steuergegenstandes
ausgereicht, wenn die Kölner Wohnung seine tatsächlich vorwie-
gend benutzte Wohnung gewesen wäre (vgl. § 16 abs. 2 satz 1 Mg

nrW a.f.). ob hingegen die derartige nutzung dieser Woh-
nung unter berücksichtigung seiner beruflichen tätigkeit

als „vernünftig“ hätte angesehen worden können, wäre
genauso bedeutungslos gewesen wie die frage, ob und
welche weiteren Motive der Wohnungsnutzung noch zu-

grunde lagen. ein abstellen auf diese gesichtspunkte im
rahmen der satzung über die feststellung des tatsächlichen

Charakters als erwerbszweitwohnung hinaus würde des-
halb eine verfassungswidrige diskriminierung der ehe

darstellen. 
unbeschadet dessen stelle sich sogar grundsätzlich
die frage, ob dem Merkmal der Zweitwohnung als
erwerbswohnung überhaupt verfassungsrechtliche
relevanz zukommt. richtig sei zwar, dass den ge-
nannten entscheidungen des bundesverfassungs-

gerichts vom sachverhalt her erwerbszweitwohnun-
gen zu grunde lagen, wie es wohl rechtstatsächlich

auch regelmäßig die maßgebliche Konstellation sein
wird. es sei aber nicht unmittelbar einsichtig, was sich
an der zur Verfassungswidrigkeit der besteuerung ge-
mäß art. 6 abs. 1 gg führenden melderechtlichen
Zwangslage ändern sollte, wenn ein Verheirateter ne-

ben der ehelichen Wohnung eine weitere, zeitlich
überwiegend genutzte Wohnung aus anderen als er-

werbsgründen unterhält, etwa um dort ehrenamtlicher
tätigkeit nachzugehen oder gar nur aus gründen der gestal-

tung der freizeit. 
auch dieser Verheiratete würde gegenüber einem unverheirateten,
der mit einem lebensgefährten auch eine anderweitige gemeinsa-
me, aber von jenem nicht überwiegend genutzte Wohnung unter-
hält, aus melderechtlichen gründen gehindert, die überwiegend ge-
nutzte Wohnung als Hauptwohnung und damit nicht steuerbar
behandelt zu wissen. dies bedürfe vorliegend indes keiner abschlie-
ßenden entscheidung. ◼
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